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Grundsatzliches: Ziele und Funktionsweise des Mindestlohns

Warum wurde der allgemeine gesetzliche Mindestlohn eingefiihrt?

Wie viele Menschen profitieren vom Mindestlohn?

Wie hoch wird der Mindestlohn sein?

Wer entscheidet iiber eine Anpassung des Mindestlohns?

Gibt es auch in anderen EU-Staaten einen gesetzlichen Mindestlohn?
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Wie wirkt sich der Mindestlohn finanziell auf Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, Arbeitgeber und die
offentlichen Finanzen aus?

Welcher Zeitplan gilt fiir die Einfithrung des flichendeckenden gesetzlichen Mindestlohns?

Wieso gibt es eine Ubergangsregelung und wer kann vom Mindestlohn abweichen?

In welchen Branchen gibt es Abweichungen vom Mindestlohn nach den Ubergangsregelungen?
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Gelten die Ubergangsregelungen auch bei Allgemeinverbindlichkeit nach dem Tarifvertragsgesetz (TVG)?

In welchen Bereichen gibt es vom allgemeinen Mindestlohn abweichende
Branchenmindestléhne?
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In welchem Verhiltnis stehen Branchenmindestlohne zum allgemeinen gesetzlichen Mindestlohn des MiLoG?

Tarifvertragliche Regelungen und der gesetzliche Mindestlohn widersprechen sich - was gilt?
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Anwendungsbereich des Mindestlohngesetzes

Fiir wen gilt der allgemeine Mindestlohn?
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Gilt der Mindestlohn auch fiir Heimarbeiter?
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Gilt der Mindestlohn auch fiir Freiwilligendienste?
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Gilt der Mindestlohn fiir ehrenamtlich Tatige?
Gilt der Mindestlohn fiir Schiiler?
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Besteht fiir Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer unter 18 Jahren, die ihre Berufsausbildung bereits
abgeschlossen haben, Anspruch auf den gesetzlichen Mindestlohn?
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Gilt der Mindestlohn fiir Rentner?
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Gilt das Mindestlohngesetz auch fiir die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer ausliandischer Unternehmen,
die ihren Arbeitsort im Ausland haben und nur kurzzeitig in Deutschland arbeiten, wie etwa Fahrer im Transit-
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oder Kabotageverkehr?

Welche Regeln gelten bei grenziiberschreitenden Tatigkeiten? Muss der deutsche Transportunternehmer seinem

LKW-Fahrer nur fiir Fahrten innerhalb Deutschlands den Mindestlohn von 8,50 Euro zahlen oder auch im
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Ausland? Endet die Verpflichtung also an der Grenze?
Gilt der Mindestlohn auch bei MaBnahmen der Arbeitsforderung, z. B. bei den sogenannten 1-Euro-Jobs?

Gilt der Mindestlohn fiir Menschen mit Behinderung in Werkstatten?
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Ist der Mindestlohn relevant, wenn auslandische Unternehmen als Subunternehmen beauftragt werden?

Was gilt, wenn Teile der Leistung im Ausland erbracht werden?
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Gibt es Ausnahmen fiir kleine Unternehmen?
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Fiir welche Arbeits- und Praktikumsverhiltnisse gilt der Mindestlohn nicht? (Welche Ausnahmen gibt es?)

Durchfiihrung des Mindestlohngesetzes

Entlohnungsmodelle
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Sind nur noch Entlohnungsmodelle auf Stundenlohnbasis erlaubt?

Sind Monatsléhne mit dem gesetzlichen Mindestlohn vereinbar?

15

Sind Stiick- und Akkordlohne mit dem gesetzlichen Mindestlohn vereinbar?

15

Ist es zulidssig, die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in gleichen Monatsraten zu vergiiten, wenn dabei der
Stundenlohn - auf das ganze Jahr gerechnet - dem Mindestlohn entspricht (verstetigtes Monatseinkommen),
oder muss jeweils monatsweise exakt abgerechnet werden?
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Zu einer Rechtsberatung im Hinblick auf konkrete Fallgestaltungen ist
das Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales nicht berufen.
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Grundsdtzliches:
Ziele und Funktionsweise des Mindestlohns

Warum wurde der allgemeine gesetzliche Mindestlohn eingefiihrt?

Die Einfiihrung eines allgemeinen gesetzlichen Mindestlohns schiitzt Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer in Deutschland vor unangemessen niedrigen Lohnen. Damit leistet der gesetz-
liche Mindestlohn zugleich einen Beitrag fiir einen fairen und funktionierenden Wettbewerb.
Gleichzeitig sorgt er fiir mehr Stabilitit in den sozialen Sicherungssystemen.

Vertiefung:

Aufler zum Schutz der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer vor unangemessen niedrigen
Lohnen tragt der Mindestlohn dazu bei, dass der Wettbewerb zwischen den Unternehmen nicht
durch immer niedrigere Lohne zulasten der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer stattfindet,
sondern um bessere Produkte und Dienstleistungen gefiihrt wird. Ein fehlender Mindestlohn
kann zu einem Lohnunterbietungswettbewerb zwischen den Unternehmen auch zulasten der
sozialen Sicherungssysteme fithren, weil nicht existenzsichernde Arbeitsentgelte durch den Staat
saufgestockt” werden konnen. Der Mindestlohn schiitzt damit die finanzielle Stabilitét der
sozialen Sicherungssysteme.

Wie viele Menschen profitieren vom Mindestlohn?

Ab 2015 werden voraussichtlich 3,7 Millionen Menschen vom Mindestlohn profitieren. Dieser
Mindeststandard schiitzt Beschiftigte im Niedriglohnsektor vor Dumpinglohnen und verringert
so die Zahl der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die trotz Vollzeitbeschéftigung auf
Sozialleistungen angewiesen sind.

Wie hoch wird der Mindestlohn sein?
Der Mindestlohn wird zunichst bei 8,50 Euro liegen. Anpassungen werden zum 1. Januar 2017
und danach alle zwei Jahre vorgenommen.

Wer entscheidet iiber eine Anpassung des Mindestlohns?

Die Hohe des Mindestlohns wird von einer Kommission der Tarifpartner (vgl. dazu Kapitel 7)
Uberpriift. Erstmals im Jahr 2016 werden Gewerkschaften und Arbeitgeber in der Kommission
dartiber beraten, wie hoch der Mindestlohn ab dem 1. Januar 2017 sein wird. Die Kommission
orientiert sich bei der Festsetzung des Mindestlohns an der Tarifentwicklung in Deutschland.
In einer Gesamtabwaigung priift sie, welcher Mindestlohn einen angemessenen Mindestschutz
fiir die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer bietet und faire Wettbewerbsbedingungen er-
moglicht, ohne dabei die Beschiftigung zu gefihrden. Das Gesetz sieht ab 2017 alle zwei Jahre
die Moglichkeit einer Anpassung des Mindestlohns vor.

Gibt es auch in anderen EU-Staaten einen gesetzlichen Mindestlohn?

In 22 von 28 EU-Mitgliedstaaten (mit Deutschland) gilt bereits ein gesetzlicher Mindestlohn.
Ausnahmen sind Dinemark, Finnland, Italien, Osterreich, Schweden und Zypern. In den
meisten dieser Lander herrscht jedoch eine wesentlich héhere Bindung durch Tarifvertrége,
als dies zurzeit in Deutschland der Fall ist.
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Wie wirkt sich der Mindestlohn finanziell auf Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer,
Arbeitgeber und die 6ffentlichen Finanzen aus?

Eine belastbare Abschitzung, wie sich der Mindestlohn auf die Lohnsumme und damit auf die
offentlichen Finanzen auswirkt, ist nicht moéglich. Dazu miissten eine Reihe von Annahmen
getroffen werden, fiir die es keine belastbaren Grundlagen gibt. Dazu gehoren die Reaktionen
von ganzen Branchen, einzelnen Unternehmen sowie Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern,
aber auch Annahmen zu Marktkonstellationen und Wettbewerbssituationen.

Einen ersten groben Anhaltspunkt liefert eine Modellrechnung des Bundesministeriums fiir
Arbeit und Soziales (BMAS) fiir das Jahr 2015. Danach wiirden sich die Lohne von 3,7 Millionen
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern durch die Einfithrung des Mindestlohns erhéhen.
Inklusive der Sozialversicherungsbeitrige wiren damit Lohnkosten fiir die gesamte Wirtschaft
in Héhe von 9,6 Milliarden Euro verbunden. Die Gesamtsumme kann sich zudem reduzieren,
soweit Branchen von der Moglichkeit Gebrauch machen, durch einen erstreckten Branchen-
mindestlohn unterhalb von 8,50 Euro zu entlohnen. Was zunichst viel klingt, entsprache einer
Steigerung der gesamtdeutschen Lohnsumme um lediglich 0,7 Prozent. Im Vergleich dazu
stiegen die Lohne zwischen 2012 und 2013 deutlich starker, und zwar um 2,8 Prozent.

Fiir die Sozialversicherungen wiirde dies zu Mehreinnahmen in Hohe von insgesamt
3,2 Milliarden Euro fiihren.

Gleichzeitig sinken die Ausgaben im Zweiten Buch Sozialgesetzbuch (SGB II) durch verringerte,
sogenannte Aufstockungsleistungen fiir Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer.

Welcher Zeitplan gilt fiir die Einfithrung des flichendeckenden gesetzlichen Mindestlohns?

Ab dem 1. Januar 2015 gilt grundsitzlich ein Mindestlohn von 8,50 Euro je Stunde. Bis zum

31. Dezember 2016 sind Lohne unter 8,50 Euro nur erlaubt, wenn ein entsprechender Tarif-
vertrag reprasentativer Tarifvertragsparteien dies vorsieht und durch Rechtsverordnung auf der
Grundlage des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes (AEntG) oder des Arbeitnehmertiiberlassungs-
gesetzes (AUG) fiir alle unter den Geltungsbereich des Tarifvertrages fallenden Arbeitgeber mit
Sitz im In- oder Ausland sowie deren Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer verbindlich ge-
macht worden ist (siehe Kapitel 1.9). Eine gleichermafien befristete Sonderregelung fiir Zei-
tungszusteller orientiert sich an dieser schrittweisen Einfithrung (siehe Kapitel 5.10). Ab dem

1. Januar 2017 wird der Mindestlohn fiir alle Beschéftigten bei mindestens 8,50 Euro liegen und
ausnahmslos fiir alle Branchen gelten. Ab dem 1. Januar 2018 gilt der von der Mindestlohnkom-
mission festgesetzte allgemeine gesetzliche Mindestlohn ohne jede Einschrankung.

Wieso gibt es eine Ubergangsregelung und wer kann vom Mindestlohn abweichen?

Wihrend der Ubergangszeit bis zum 1. Januar 2017 haben reprisentative Tarifpartner die
Moglichkeit, fiir ihre Branche eine abweichende Mindestlohnho6he zu bestimmen. Damit
konnen sie vorlibergehend der spezifischen Ertragskraft der Unternehmen in ihrer jeweiligen
Branche Rechnung tragen. Dies ermoglicht eine stufenweise Heranfiihrung der Lohne an den
Mindestlohn und gibt den Unternehmen hinreichend Vorlaufzeit fiir gegebenenfalls erforder-
liche Anpassungsprozesse.

Voraussetzung fiir eine Abweichung vom Mindestlohn ist der Abschluss eines bundesweiten
reprisentativen Tarifvertrages auf Branchenebene, der nach dem AEntG oder dem AUG fiir alle
unter seinen Geltungsbereich fallenden Arbeitgeber mit Sitz im In- oder Ausland sowie deren
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer verbindlich gemacht worden ist.



1.9 In welchen Branchen gibt es Abweichungen vom Mindestlohn nach den Ubergangsregelungen?
Die Tarifparteien des Friseurhandwerks, der Land- und Forstwirtschaft und des Gartenbaus
sowie der Textil- und Bekleidungsindustrie haben beantragt, dass ihre Tarifvertrige, die den
Mindestlohn unterschreiten, durch eine Verordnung nach dem AEntG erstreckt werden. Die
jeweiligen Verordnungen sind zum 1. Januar 2015 in Kraft getreten.

« Im Friseurhandwerk gelten fiir den Zeitraum vom 1. Januar 2015 bis 31. Juli 2015 folgende
Mindeststundenléhne:

West: 8,00 Euro
Ost mit Berlin: 7,50 Euro

Ab dem 1. August 2015 gilt dann bundesweit im Friseurhandwerk der gesetzliche Mindestlohn.
« Die Tarifparteien der Land- und Forstwirtschaft und des Gartenbaus haben sich auf einen

Tarifvertrag geeinigt, mit dem der Mindestlohn bis 31. Dezember 2016 unterschritten wird.
Es gelten folgende Stufen:

Ab 01.01.2015 Ab 01.01.2016 Ab 01.01.2017 Ab 01.11.2017

West 7,40 € 8,00 €
Ost (neue
Bundesliander T o0 c oo o10c
einschlieRlich ’ J ) :
Berlin)

« In der Textil- und Bekleidungsindustrie haben die Tarifpartner folgende Entgelte vereinbart,
mit denen der Mindestlohn bis 31. Oktober 2016 unterschritten wird:

Ab 01.01.2015 Ab 01.01.2016 Ab 01.11.2016 Ab 01.01.2017

West 8,50 € 8,50 € 8,50 € Gesetzl.
’ ’ ’ Mindestlohn
Ost (neue Gesetzl.
Bundesldnder Mindestlohn,
X L 7,50 € 8,25 € 8,75 € .
einschlieRlich mindestens
Berlin) 8,75 €



1.10

111

1.12

1.13

In folgenden Branchen wird durch schon vor dem Inkrafttreten des Mindestlohngesetzes be-
stehende Verordnungen nach dem AEntG der Mindestlohn unterschritten:

- Flr Wischereidienstleistungen im Objektkundengeschift betragt der Mindestlohn im Bereich
Ost mit Berlin derzeit noch 8,00 Euro, ab 1. Juli 2016 8,75 Euro.

« In der Fleischwirtschaft betrigt der Mindestlohn bundesweit 8,00 Euro, ab 1. Oktober 2015
8,60 Euro.

« Fiir Leiharbeitnehmer nach dem AUG gilt im Bereich Ost mit Berlin folgende Lohnuntergrenze:
seit 1. April 2014 7,86 Euro, ab 1. April 2015 8,20 Euro. Ab dem 1. Juni 2016 besteht Anspruch
auf 8,50 Euro pro Stunde.

Gelten die Ubergangsregelungen auch bei Allgemeinverbindlichkeit nach dem
Tarifvertragsgesetz (TVG)?

Grundsitzlich kénnen nur tarifvertragliche Regelungen, die nach dem AEntG und dem AUG
erstreckt worden sind, sowie Pflegemindestlohnregelungen nach dem AEntG die Voraussetzun-
gen des § 24 des Mindestlohngesetzes (MiLoG) erfiillen. Lediglich besondere Tarifvertrige des
Bauhauptgewerbes oder des Baunebengewerbes, die iber das TVG allgemeinverbindlich erklart
wurden, haben ebenfalls die geforderte Wirkung (§ 3 Satz 1 AEntG).

In welchen Bereichen gibt es vom allgemeinen Mindestlohn abweichende
Branchenmindestlohne?

Eine aktuelle Ubersicht iiber die derzeit giiltigen Branchenmindestléhne und weitere
Informationen dazu finden sie hier:
http://www.bmas.de/DE/Themen/Arbeitsrecht/Mindestlohn/inhalt.html

In welchem Verhiltnis stehen Branchenmindestlohne zum allgemeinen gesetzlichen
Mindestlohn des MiLoG?

Branchenmindestléhne, die auf Grundlage des AEntG oder des AUG alle unter ihren Geltungs-
bereich fallenden Arbeitgeber mit Sitz im In- oder Ausland sowie deren Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer verbindlich gemacht worden sind, gehen den Regelungen des MiLoG vor, wenn
sie den allgemeinen gesetzlichen Mindestlohn nicht unterschreiten (vgl. § 1 Absatz 3 MiLoG). Bis
zum 31. Dezember 2016 kann das Entgelt auch noch unter dem gesetzlichen Mindestlohn liegen.
Ab dem 1. Januar 2017 muss der vereinbarte Branchenmindestlohn aber mindestens 8,50 Euro
pro Stunde vorsehen (§ 24 Absatz 1 MiLoG).

Vom MiLoG abweichende Regelungen kénnen auch fiir die oftmals auf die Bediirfnisse der
Branche zugeschnittenen Vereinbarungen zur Falligkeit bzw. fir Arbeitszeitkonten gelten,
soweit sie ebenfalls durch Verordnung erstreckt worden sind.

Tarifvertragliche Regelungen und der gesetzliche Mindestlohn widersprechen sich - was gilt?
Der Mindestlohn geht allen entgegenstehenden tarifvertraglichen Regelungen vor, die fir

die Arbeitnehmerin oder den Arbeitnehmer ungiinstiger sind (§ 3 MiLoG). Ausnahme sind
allgemeinverbindliche Tarifvertrige auf Grundlage des AEntG bzw. des AUG (siehe Kapitel 1.8,
1.9und 1.11).
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2.1

2.2

2.3

24

2.5

Anwendungsbereich des
Mindestlohngesetzes

Fiir wen gilt der allgemeine Mindestlohn?

Der allgemeine Mindestlohn gilt fiir Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sowie fiir bestimmte

Praktikantinnen und Praktikanten. Kein Arbeitnehmer im Sinne des Mindestlohngesetzes ist:

- wer Auszubildender nach dem Berufsbildungsgesetz ist, einschlief3lich berufsausbildungs-
vorbereitender Mafinahmen.

 wer ehrenamtlich tétig ist.

- wer einen freiwilligen Dienst ableistet.

- wer Teilnehmer an Mafnahmen der Arbeitsférderung ist.

+ wer Heimarbeiter nach dem Heimarbeitsgesetz ist.

« wer selbststindig ist.

Gilt der allgemeine gesetzliche Mindestlohn auch fiir Selbststindige?

Nein. Der Schutz des MiLoG gilt aufgrund der sozialen Abhangigkeit und der infolgedessen
geschwichten Verhandlungsposition nur fiir abhéngig Beschiftigte. Deshalb erstreckt sich der
Anwendungsbereich des MiLoG auch blof auf Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sowie
auf Praktikantinnen und Praktikanten.

Gilt der Mindestlohn auch fiir Heimarbeiter?
Nein. Heimarbeiter haben als arbeitnehmerihnliche Personen keinen Anspruch auf den
Mindestlohn.

Gilt der Mindestlohn auch fiir Freiwilligendienste?
Nein. Der Bundesfreiwilligendienst sowie dhnliche Freiwilligendienste (vgl. dazu Kapitel 2.5)
sind keine Arbeitsverhiltnisse und unterliegen daher nicht dem MiLoG.

Gilt der Mindestlohn fiir ehrenamtlich Tatige?

Die Vergiitung fiir ehrenamtlich Titige wird durch das MiLoG nicht geregelt (§ 22 Absatz 3 MiLoG).
Eine ehrenamtliche Tatigkeit liegt vor, wenn sie nicht der Sicherung oder Besserung der wirt-
schaftlichen Existenz dient, sondern Ausdruck einer inneren Haltung gegeniiber Belangen des
Gemeinwohls sowie den Sorgen und Noten anderer Menschen ist. (Zum Thema Ehrenamt bzw.
Ubungsleiterpauschale und Minijob siehe 5.11.2).

Ehrenamtlich titig sind nach der Begriindung des Regierungsentwurfs der Bundesregierung
zum MiLoG auch Personen, die einen Freiwilligendienst im Sinne des § 32 Absatz 4 Satz 1
Nummer 2 Buchstabe d Einkommensteuergesetz leisten.

Dies sind:

+ Bundesfreiwilligendienst im Sinne des Bundesfreiwilligendienstgesetzes,

- freiwilliges soziales Jahr im Sinne des Jugendfreiwilligendienstegesetzes,

- freiwilliges 6kologisches Jahr im Sinne des Jugendfreiwilligendienstegesetzes,

- europdischer Freiwilligendienst im Sinne der Verordnung (EU) Nr. 1288/2013 des Europiischen
Parlaments und des Rates vom 11. Dezember 2013 zur Einrichtung von ,,Erasmus+*, dem
Programm der Union fir allgemeine und berufliche Bildung, Jugend und Sport,

- Dienste im Ausland im Sinne von § 5 des Bundesfreiwilligendienstgesetzes,
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2.8

2.9

+ entwicklungspolitischer Freiwilligendienst ,weltwérts“ im Sinne der Richtlinie des Bundes-
ministeriums fiir wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung vom 1. August 2007
(BAnz. 2008, S. 1297),

- Freiwilligendienst aller Generationen im Sinne von § 2 Absatz 1a des Siebten Buches
Sozialgesetzbuch,

- internationaler Jugendfreiwilligendienst im Sinne der Richtlinie des Bundesministeriums
fiir Familie, Senioren, Frauen und Jugend vom 20. Dezember 2010 (GMBI, S. 1778).

Letztlich kommt es fiir die Beantwortung der Frage, ob ein Arbeitsverhiltnis oder ein Ehrenamt
vorliegt, auf eine Gesamtwirdigung aller mafigebenden Umsténde des Einzelfalls an. Der
jeweilige Vertragstyp ergibt sich aus dem wirklichen Geschiftsinhalt. Eine als ehrenamtlich

oder freiwillig bezeichnete Titigkeit kann sich daher als Arbeitsverhaltnis darstellen. Ergibt sich
bei einer Gesamtbetrachtung aller Umstande des jeweiligen Einzelfalls, dass der vermeintlich
ehrenamtlich titige Mensch in Wahrheit Arbeitnehmer ist, beispielsweise weil er einem umfang-
reichen Weisungsrecht seines Auftraggebers unterliegt, ist die Vereinbarung der Ehrenamtlich-
keit rechtsunwirksam. In diesem Fall besteht tatsidchlich ein Arbeitsverhiltnis, das sich in recht-
licher Hinsicht von anderen Arbeitsverhdltnissen nicht unterscheidet.

Auch sogenannte ,unechte Freiwilligendienste“ (z. B. bei Wohlfahrtsorganisationen), die
auflerhalb des Bundesfreiwilligengesetzes als Praktika oder Minijobs ausgestaltet sind, werden
grundsatzlich vom Mindestlohn erfasst. Soweit diese Tatigkeiten ,,mindestlohnfrei“ bleiben
sollen, miissten durch interessierte Triger die Moglichkeiten des Bundesfreiwilligengesetzes
genutzt und gegebenenfalls mehr ,echte” Freiwilligendienste angeboten werden.

Bei ,,Quasifreiwilligen®, das heift Personen, die aus einer gemeinniitzigen Motivation heraus
tatig werden, zugleich aber - aus steuer- oder sozialversicherungsrechtlichen Griinden - als
Minijobber angemeldet sind, handelt es sich demgegeniiber regelméfig um Arbeitnehmer
(vgl. auch § 2 Absatz 2 Teilzeit- und Befristungsgesetz). Zum Thema Ehrenamt bzw. Ubungs-
leiterpauschale und Minijob siehe 5.11.2

Gilt der Mindestlohn fiir Schiiler?
Das kommt darauf an. Der Mindestlohn gilt dann fiir Arbeitsverhiltnisse von Schiilern, sofern
sie 18 Jahre oder alter sind oder bereits iiber eine abgeschlossene Berufsausbildung verfiigen.

Besteht fiir Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer unter 18 Jahren, die ihre Berufsausbildung
bereits abgeschlossen haben, Anspruch auf den gesetzlichen Mindestlohn?

Ja. Die Ausnahme des § 22 Absatz 3 MiLoG greift nur fiir Personen unter 18 Jahren ,ohne abge-
schlossene Berufsausbildung*.

Gilt der Mindestlohn fiir Rentner?
Ja, der Mindestlohn gilt auch fiir Arbeitsverhiltnisse von Rentnern.

Gilt das Mindestlohngesetz auch fiir die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer ausliandischer
Unternehmen, die ihren Arbeitsort im Ausland haben und nur kurzzeitig in Deutschland
arbeiten, wie etwa Fahrer im Transit- oder Kabotageverkehr?

Ja. Die Pflicht zur Zahlung des Mindestlohns (§ 20 MiLoG) gilt auch fiir kurzzeitig in Deutsch-
land beschéftigte Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, also grundsatzlich auch fiir Fahrer im
Transit- oder Kabotageverkehr, solange sie ihre Arbeitsleistung auf deutschem Territorium er-
bringen. Begrenzt auf den Bereich des reinen Transits werden Kontrollen durch die staatlichen
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Behorden zur Uberpriifung des Mindestlohngesetzes fiir den Zeitraum bis zur Klarung der
europarechtlichen Fragen zur Anwendung des Mindestlohngesetzes auf den Verkehrsbereich
ausgesetzt. Ordnungswidrigkeitenverfahren nach dem Mindestlohngesetz werden nicht ein-
geleitet. Sollten Verfahren eventuell bereits eingeleitet worden sein, werden diese eingestellt.
Solange die europarechtlichen Fragen zur Anwendung des Mindestlohngesetzes auf den
Verkehrsbereich gepriift werden, sind Meldungen bzw. Einsatzplanungen fiir den reinen
Transitbereich sowie Aufzeichnungen auf der Grundlage des Mindestlohngesetzes bzw. der
entsprechenden Verordnungen nicht abzugeben bzw. zu erstellen. Diese Aussetzung gilt jedoch
nicht fiir den Bereich der sogenannten Kabotagebeférderung und nicht fiir den grenziiber-
schreitenden Strafenverkehr mit Be- oder Entladung in Deutschland. Diese Ubergangslésung
gilt so lange, bis die europarechtlichen Fragen bezogen auf die Anwendung des Mindestlohns
im Transitbereich geklart sind.

Fiir ausschlief}lich mobile Arbeitnehmer sind dariiber hinaus Erleichterungen bei den Vor-
schriften zur Meldepflicht und dem Erstellen und Bereithalten von Dokumenten vorgesehen
(insbesondere die Mindestlohnmeldeverordnung vom 26. November 2014 (BGBI. I, S. 1825)).

Welche Regeln gelten bei grenziiberschreitenden Tatigkeiten? Muss der deutsche Transport-
unternehmer seinem LKW-Fahrer nur fiir Fahrten innerhalb Deutschlands den Mindestlohn
von 8,50 Euro zahlen oder auch im Ausland? Endet die Verpflichtung also an der Grenze?

Fiir grenziiberschreitende Tatigkeiten fiir in Deutschland beschéftigte Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer gelten keine Sonderregelungen. Die mit einer Geldbufie hinterlegte
offentlich-rechtliche Verpflichtung zur Zahlung des Mindestlohns ist jedoch auf das Inland
beschrinkt. Der Arbeitgeber ist jedoch grundsitzlich auch bei Uberschreitung der Grenzen an
seine arbeitsvertraglichen Verpflichtungen gegentiber den Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmern gebunden. Dazu gehort auch der Anspruch auf den Mindestlohn nach §§1, 2 MiLoG.

Gilt der Mindestlohn auch bei MaBnahmen der Arbeitsférderung, z. B. bei den sogenannten
1-Euro-Jobs?

Nein, Teilnehmer an Mafinahmen der Arbeitsférderung sind keine Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer. Bei ihnen steht die Eingliederung in den Arbeitsmarkt im Vordergrund. Zum
Bestreiten ihres Lebensunterhalts erhalten sie regelmifiig unterstiitzende Leistungen nach dem
SGBIII (Arbeitslosengeld) oder dem SGB II (Grundsicherung fiir Arbeitsuchende).

Gilt der Mindestlohn fiir Menschen mit Behinderung in Werkstatten?

Das kommt darauf an. Behinderte Menschen im Arbeitsbereich anerkannter Werkstétten fiir
Menschen mit Behinderungen diirften regelmiflig in einem arbeitnehmerdhnlichen Rechts-
verhiltnis stehen (vgl. § 138 Absatz 1 SGB IX). Damit unterliegen sie nicht dem Mindestlohn.
Nur wenn sie in einem Arbeitsverhiltnis beschiftigt werden, findet das MiLoG Anwendung. In
Integrationsbetrieben nach § 132 Absatz 1 SGB IX erfolgt die Beschiftigung schwerbehinderter
Menschen regelméfig in einem Arbeitsverhéltnis, sodass das MiLoG in Integrationsbetrieben
ab dem 1. Januar 2015 grundsétzlich gilt.

Ist der Mindestlohn relevant, wenn auslindische Unternehmen als Subunternehmen
beauftragt werden?

Wenn das Subunternehmen die Arbeiten in Deutschland ausfiihrt, gelten entweder das MiLoG
oder die einschldgigen Branchenmindestlohne nach dem AEntG.
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2.15

2.16

Was gilt, wenn Teile der Leistung im Ausland erbracht werden?

Der Anspruch auf Mindestlohn gilt fiir alle im Inland erbrachten Arbeitsleistungen und fiir die
im Ausland erbrachten Arbeitsleistungen nur, wenn der Arbeitsvertrag unter deutsches Arbeits-
recht fallt (vgl. dazu Kapitel 2.10).

Gibt es Ausnahmen fiir kleine Unternehmen?
Nein, der Mindestlohn gilt unabhingig von der Betriebsgrofie.

Fiir welche Arbeits- und Praktikumsverhiltnisse gilt der Mindestlohn nicht?

(Welche Ausnahmen gibt es?)

Der allgemeine Mindestlohn gilt nicht fiir:

« Jugendliche unter 18 Jahren ohne abgeschlossene Ausbildung,

- Langzeitarbeitslose innerhalb der ersten sechs Monate ihrer Beschiftigung
(vgl. dazu Kapitel 5.2),

« Praktikantinnen und Praktikanten (vgl. dazu Kapitel 5.1),

« Pflichtpraktika,

- freiwillige Orientierungspraktika bis zu drei Monaten,

- freiwillige berufs-/hochschulausbildungsbegleitende Praktika bis zu drei Monaten,

« Praktika im Rahmen einer Einstiegsqualifizierung.

14



3.1
3.1.1

3.1.2

3.13

3.14

Durchfiihrung des Mindestlohngesetzes

Entlohnungsmodelle

Sind nur noch Entlohnungsmodelle auf Stundenlohnbasis erlaubt?

Nein. Nach dem MiLoG gilt zwar der Grundsatz, dass jede tatsachlich geleistete Arbeitsstunde
mit dem Mindestlohn zu vergiiten ist. Alle bislang zuldssigen Entlohnungsmodelle bleiben aber
auch weiterhin zuléssig, solange dieser Grundsatz berticksichtigt wird.

Sind Monatsléhne mit dem gesetzlichen Mindestlohn vereinbar?
Monatslohne sind auch nach Einfithrung des MiLoG zuléssig, wenn dabei sichergestellt ist, dass
die tatsichlich geleisteten Arbeitsstunden in Héhe des Mindestlohns vergiitet werden.

Sind Stiick- und Akkordlohne mit dem gesetzlichen Mindestlohn vereinbar?

Stiick- und Akkordléhne sind auch nach Einfiihrung des MiLoG zuldssig, wenn dabei sicher-
gestellt ist, dass die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer je tatsichlich geleisteter Stunde
den Mindestlohn erhalten. Dies gilt auch fiir alle anderen variablen Vergiitungsmodelle, wie
die Begriindung zum Gesetzentwurf der Bundesregierung erklart.

Ist es zuldssig, die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in gleichen Monatsraten zu vergiiten,
wenn dabei der Stundenlohn - auf das ganze Jahr gerechnet - dem Mindestlohn entspricht
(verstetigtes Monatseinkommen), oder muss jeweils monatsweise exakt abgerechnet werden?
Nach § 2 Abs. 1 MiLoG hat der Arbeitgeber grundsatzlich jede geleistete Arbeitsstunde zum
gesetzlichen Filligkeitstermin mit dem Mindestlohn zu vergiiten. Nach § 2 Abs. 2 MiLoG muss
eine geleistete Arbeitsstunde ausnahmsweise nicht bereits zum gesetzlichen Filligkeitstermin
mit dem Mindestlohn vergiitet werden. Voraussetzung hierfiir ist die Zahlung eines verstetigten
Arbeitsentgeltes und die schriftliche Vereinbarung tiber die Fiihrung eines Arbeitszeitkontos.

Bei einem verstetigten monatlichen Arbeitseinkommen kann es alleine aufgrund der unter-
schiedlichen Anzahl von Arbeitstagen pro Monat zu Uberzahlungen oder Unterzahlungen des
Mindestlohns in einzelnen Monaten kommen, obwohl tiber das Jahr gesehen pro Arbeitsstunde
ein Arbeitsentgelt von mindestens 8,50 Euro erreicht wird. In diesen Fallen liegt nach Auffassung
des BMAS eine schriftliche Vereinbarung eines Arbeitszeitkontos nach § 2 Abs. 2 MiLoG bereits
dann vor, wenn sich Arbeitnehmer und Arbeitgeber in einem formlichen Arbeitsvertrag tiber ein
verstetigtes Arbeitsentgelt geeinigt haben.

Beispiel fiir ein verstetigtes Arbeitsentgelt ohne Uberstunden:

Es ist eine wochentliche Arbeitszeit von 40 Arbeitsstunden an fiinf Arbeitstagen und ein monat-
liches Arbeitsentgelt von 1.473,33 Euro vereinbart, das unabhingig davon gezahlt wird,

dass der Februar nur 20 Arbeitstage mit 160 Arbeitsstunden und der Juli 23 Arbeitstage mit

184 Arbeitsstunden hat.

Die Zahlung eines verstetigten Arbeitsentgeltes ermoglicht lediglich eine Abweichung von

der Falligkeit. Es gilt jedoch weiterhin der Grundsatz, dass tatsdchlich geleistete Arbeitsstunden
mindestens mit 8,50 Euro abzugelten sind. Ist ein verstetigtes Monatseinkommen vereinbart
und endet das Arbeitsverhaltnis, werden alle noch nicht ausbezahlten Arbeitsstunden fallig,
sodass alle noch nicht durch das verstetigte Monatseinkommen abgegoltenen tatsichlich ge-
leisteten Arbeitsstunden abzugelten sind.
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3.1.5

3.1.6

3.1.7

3.2
3.21

Wie wird der verstetigte Arbeitsentgeltanspruch berechnet?

In der Regel werden der Monatslohn und die Wochenarbeitszeit vereinbart. Die Wochenarbeits-
zeit ist mindestens mit dem Faktor 4,3 zu multiplizieren. Der so gewonnene Wert entspricht den
verstetigten Monatsarbeitsstunden, die anschlieffend mit dem gesetzlichen Mindestlohn

zu multiplizieren sind. Daraus ergibt sich das verstetigte Monatsentgelt, das nétig ist, um den
Mindestlohn einzuhalten.

Zur Erlauterung soll folgendes Beispiel dienen:

Die Wochenarbeitszeit betrdgt 40 Stunden.

40 Stunden x 4,3 = 173,3 Stunden/Monat (verstetigte Monatsarbeitszeit)

40 Stunden x 4,3 x 8,50 Euro = 1.473,33 Euro/Monat (verstetigtes Monatsentgelt, um den
Mindestlohn einzuhalten)

(Auf den Internetseiten des BMAS findet sich ein entsprechender Mindestlohnrechner.)

Sind Uberstunden mit dem verstetigten Arbeitsentgelt bereits abgegolten?

Grundsatzlich nein. Zwar trifft das MiLoG keine spezifische Aussage iber die Vergiitungspflicht
von Uberstunden und die Wirksamkeit von Pauschalabgeltungsvereinbarungen. Allerdings
andert ein verstetigtes Arbeitsentgelt nichts daran, dass der Mindestlohn ein Stundenlohn fiir
jede tatsachlich geleistete Arbeitsstunde ist. Deswegen besteht ein Anspruch der Arbeitnehmerin
oder des Arbeitnehmers auf Mindestlohnvergiitung aller geleisteten Uberstunden, auch wenn
diese in dem Berechnungsmodell des verstetigten Arbeitsentgeltes (Kapitel 3.1.5) nicht bertick-
sichtigt werden. Eine vertraglich vereinbarte Nichtzahlung oder Pauschalierung von Uberstunden
ist also nur dann wirksam, wenn die Vergiitung dem gesetzlichen Mindestlohn je tatsachlich ge-
leisteter Arbeitsstunde entspricht. Ist dies nicht der Fall, liegt ein VerstofR gegen das MiLoG vor.

Sind Bereitschaftsdienstzeiten mit dem Mindestlohn zu vergiiten?

Das MiLoG nimmt Bereitschaftszeiten nicht explizit aus. Bereitschaftszeiten sind daher nach all-
gemeinen Grundsitzen mit dem Mindestlohn zu vergiiten, soweit sie nach der Rechtsprechung
als vergiitungspflichtige Arbeitszeit anzusehen sind.

Mindestlohnbestandteile

Woraus ergibt sich, ob Entgeltbestandteile dem Mindestlohn zugerechnet werden kdnnen?

Der Mindestlohn stellt, wie sich aus § 20 MiLoG und der Gesetzesbegriindung ergibt, einen
»~Mindestentgeltsatz“ im Sinne von § 2 Nummer 1 des AEntG dar. Dafiir, was sich dahinter ver-
birgt, ist die Rechtsprechung des Europiischen Gerichtshofes (EuGH) und des Bundesarbeits-
gerichts mafdgeblich. Europarechtlicher Hintergrund ist die sogenannte Entsenderichtlinie
(Richtlinie 96/71/EG), nach der in einem EU-Mitgliedstaat vorgesehene Mindestlohnregelungen
zwingend sowohl fiir ausldndische als auch fiir inlindische Arbeitgeber gelten miissen und die
Deutschland mit dem AEntG umgesetzt hat. Nach den Vorgaben des EuGH bestimmt sich daher
auch, welche Vergiitungsbestandteile in den Mindestlohn einzubeziehen sind.

Die Folgen aus der Rechtsprechung des EuGH hat die Zollverwaltung fiir einzelne Vergiitungs-
bestandteile auf ihrer Internetseite dargestellt:
http://www.zoll.de/DE/Fachthemen/Arbeit/Mindestarbeitsbedingungen/Mindestlohn-Mindest-
lohngesetz/mindestlohn-mindestlohngesetz_node.html
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3.2.2

3.23

3.24

3.25

Welche Zahlungen des Arbeitgebers sind in die Berechnung des Mindestlohns einzubeziehen?
Grundsatzlich sind solche Zahlungen des Arbeitgebers als Bestandteile des Mindestlohns
anzurechnen, die die ,Normaltitigkeit“ der Arbeitnehmerin oder des Arbeitnehmers abgelten.
Zahlungen, die eine Arbeitnehmerin oder ein Arbeitnehmer als Ausgleich fiir dartiberhinaus-
gehende Leistungen erhilt, sind nicht anrechenbar.

Sind Lohnzulagen und -zuschlige in die Berechnung des Mindestlohns einzubeziehen?

Das kommt darauf an, worauf sich die Zuschlidge und Zulagen beziehen. Leistet die Arbeitnehmerin
oder der Arbeitnehmer beispielsweise auf Verlangen des Arbeitgebers ein ,Mehr* an Arbeit oder
eine ,hoherwertige“ Arbeit, umfasst die Zusatzvergiitung hierfiir nicht mehr seine ,,Normalleis-
tung“ und ist deshalb nicht anrechenbar (z.B. Uberstundenzuschlige, Akkordprimien und Quali-
tiatspramien). Auch solche Zusatzvergiitungen bleiben bei der Ermittlung des Mindestlohns auRen
vor, die voraussetzen, dass die Arbeitnehmerin oder der Arbeitnehmer zu besonderen Zeiten arbei-
tet (z.B. Zulagen/Zuschlige flir Sonn- und Feiertagsarbeit, Nachtzuschlége, Schichtzulagen). Das-
selbe gilt fiir die Abgeltung von besonders unangenehmen, beschwerlichen, kdrperlich bzw. psy-
chisch sehr belastenden oder gefihrlichen Arbeiten (z.B. Schmutzzulagen oder Gefahrenzulagen).

Im Gegensatz dazu sind vom Arbeitgeber gezahlte Zulagen nach den Entscheidungen des EuGH
vom 14. April 2005 (C-341/02) und vom 7. November 2013 (C-522/12) dann auf den Mindestlohn
anrechenbar, wenn sie nicht das Verhiltnis zwischen der Leistung der Arbeitnehmerin oder des
Arbeitnehmers und der von ihr/ihm erhaltenen Gegenleistung verindern (sogenannte funktionale
Gleichwertigkeit der zu vergleichenden Leistungen). Dies ist dann der Fall, wenn die Zulagen
oder Zuschlige zusammen mit anderen Leistungen des Arbeitgebers diejenige Arbeitsleistung
der Arbeitnehmerin oder des Arbeitnehmers entgelten sollen, die mit dem Mindestlohn zu ver-
gliten ist (,Normalleistung®).

Sind Einmalzahlungen wie beispielsweise das Weihnachtsgeld in die Berechnung des
Mindestlohns einzubeziehen?

Einmalzahlungen sind schon wegen der Filligkeitsregelung allenfalls im Monat ihrer tatsich-
lichen und unwiderruflichen Auszahlung auf den Mindestlohn anrechenbar.

Im Ubrigen kann eine Einmalzahlung auch in der Form anrechenbar gemacht werden, dass

sie anteilig auf mehrere Monate verteilt und der Arbeitnehmerin bzw. dem Arbeitnehmer zu
dem jeweils fiir den Mindestlohn mafdgeblichen Filligkeitszeitpunkt tatsichlich und auch un-
widerruflich ausgezahlt wird. Das Weihnachtsgeld konnte z.B. bei der Berechnung des Mindest-
lohns insoweit Berticksichtigung finden, als dass es tiber das gesamte Jahr verteilt mit den
monatlichen Abrechnungen zu je einem Zwolftel spitestens am Ende des Folgemonats un-
widerruflich ausgezahlt wird.

Wie verhilt es sich mit Erfolgsbeteiligungen und umsatzabhangigen Zulagen?

Solche Ergebnisbeteiligungen sind nur unter folgenden Voraussetzungen auf den Mindestlohn
anrechenbar: Zum einen muss der Betrag anteilig und regelmifig (also bei einer Jahresprimie
monatlich zu je einem Zwolftel) jeweils zu dem fiir den Mindestlohn mafigeblichen Falligkeits-
zeitpunkt ausgezahlt werden. Anderenfalls, das heif’t insbesondere bei einer jihrlichen Zah-
lungsweise, kime eine Berticksichtigung von vornherein allenfalls in dem Monat der Auszah-
lung in Betracht. Die Zahlung darf auferdem nicht widerrufbar sein. Zum anderen darf die
Auszahlung nicht von weiteren Voraussetzungen oder Faktoren abhingen. Insbesondere darf
der Mindestlohn nicht unterschritten werden, wenn der fiir die Pramie vorausgesetzte Erfolg
oder Umsatz nicht erreicht wurde.
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3.2.6

3.2.7

3.2.8

3.2.9

Reicht es bei der tariflichen oder arbeitsvertraglichen Umsatzbeteiligung aus, wenn
Garantielohn und Prozentlohn insgesamt 8,50 Euro erreichen?

Ja. Die Arbeitnehmerin oder der Arbeitnehmer muss zu dem fiir den Mindestlohn mafgeblichen
Falligkeitszeitpunkt tatsdchlich und unwiderruflich ein Entgelt von mindestens 8,50 Euro je
geleisteter Arbeitsstunde erhalten. Das gilt auch fiir die Aufteilung nach Garantie- und Umsatz-
beteiligung. Wenn die absolute Lohnuntergrenze von 8,50 Euro eingehalten wird, ist ein solches
Lohnmodell also mit dem MiLoG vereinbar.

Sind vom Arbeitgeber gezahlte Aufwandsentschidigungen beriicksichtigungsfahig?

Nein, denn der Mindestlohn gilt nur fiir die Arbeitsleistung der Arbeitnehmerin oder des
Arbeitnehmers. Soweit der Arbeitgeber mit einer Zahlung der Arbeitnehmerin oder dem Arbeit-
nehmer Kosten erstattet, die diesem aufgrund der Arbeitsleistung konkret entstanden sind, ist
das keine Vergiitung der Arbeitsleistung selbst und somit auch nicht anrechenbar. Dies gilt bei nach
Deutschland entsandten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern insbesondere auch fiir soge-
nannte Entsendungszulagen, soweit sie der Erstattung von der Arbeitnehmerin oder dem Arbeit-
nehmer tatsichlich entstandenen Kosten dienen (z.B. Reisekosten fur die Hin- und Riuickreise).

Soweit Aufwandsentschidigungen nicht ,mindestlohnwirksam® sind und der Arbeitgeber einen
Gesamtbetrag zahlt, mit dem er auch die betreffenden Aufwendungen abgelten méchte, miissen
diese Betrige herausgerechnet werden.

Sind vermogenswirksame Leistungen beriicksichtigungsfahig?

Nein. Vermogenswirksame Leistungen sind kein Arbeitsentgelt, sondern Zusatzleistungen, die
keinen Bezug zur Leistung der Arbeitnehmerin oder des Arbeitnehmers aufweisen. Daher sind
vermogenswirksame Leistungen des Arbeitgebers auch nicht auf den Mindestlohn anrechenbar.

Sind vom Arbeitgeber zur Verfiigung gestellte Kost und Logis bei der Berechnung des
Mindestlohns beriicksichtigungsfahig?

Mit dem MiLoG wird ein gesetzlicher Anspruch auf Zahlung eines Bruttomindestentgeltes je
Stunde eingefiihrt. Nach seinem Wortlaut wird der gesetzliche Mindestlohn als Geldbetrag
geschuldet. Auch wenn vom Arbeitgeber zur Verfiigung gestellte Kost und Logis einen in Geld
bezifferbaren Wert haben, sind sie keine Geld-, sondern Sachleistungen und als solche grund-
satzlich nicht unmittelbar im Sinne einer Anrechnung auf den Mindestlohnanspruch bertick-
sichtigungsfihig.

Eine Besonderheit gilt insoweit nur fir den Fall der Saisonarbeit. Saisonarbeitnehmer sind
Arbeitnehmer, die befristet bei einem im Inland anséssigen Arbeitgeber angestellt sind und
Titigkeiten ausliben, die aufgrund eines immer wiederkehrenden saisonbedingten Ereignisses
oder einer immer wiederkehrenden Abfolge saisonbedingter Ereignisse an eine Jahreszeit ge-
bunden sind, wihrend derer der Bedarf an Arbeitskraften den fiir gewo6hnlich durchgefiihrte
Tatigkeiten erforderlichen Bedarf in erheblichem Mafie tibersteigt. Das trifft in den Bereichen
der Land- und Forstwirtschaft sowie im Gartenbau insbesondere auf Erntehelfer zu, zudem auf
bestimmte Beschiftigte im Tourismus, insbesondere in Gaststitten bzw. Hotels und in Betrieben,
die ihrer Natur nach nicht ganzjihrig ge6ffnet sind oder die wihrend bestimmter befristeter
Zeitraume einen erhohten Arbeitskraftebedarf abdecken miissen, sowie im Schaustellergewerbe
auf Beschiftigte, die Tatigkeiten ausiiben, die bei Volksfesten, Jahrmarkten und dhnlichen

ihrer Natur nach nicht wihrend des ganzen Jahres stattfindenden Veranstaltungen anfallen
(z.B. Begleitpersonal von Fahrgeschiften).
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Bei der Berechnung des anrechenbaren Sachwerts wird neben § 107 Gewerbeordnung auf die
Sozialversicherungsentgeltverordnung zuriickgegriffen. Nahere Informationen hierzu geben die
Behorden der Zollverwaltung auf ihren Internetseiten.

3.2.10 Sind vom Arbeitgeber erstattete Kita-Gebiihren auf den Mindestlohn anrechenbar?
Es kommt darauf an. Soweit es sich um Entgeltbestandteile handelt, die fiir die Normalleistung
gezahlt werden, sind diese als Mindestlohnbestandteil anrechenbar (vgl. dazu Kapitel 3.2.1). In der
Praxis diirfte diese Problematik jedoch keine Relevanz haben, da der Arbeitgeber auch denjenigen
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern, die beispielsweise keine Kinder in einer Betreuungsein-
richtung haben, den gesetzlichen Mindestlohn im Rahmen der Grundvergiitung zahlen muss.

3.2.11 Ist die Uberlassung eines Firmenwagens auf den Mindestlohn anrechenbar?
Mit dem MiLoG wird ein gesetzlicher Anspruch auf Zahlung eines Bruttomindestentgelts je
Stunde eingefiihrt. Nach seinem Wortlaut wird der gesetzliche Mindestlohn als Geldbetrag
geschuldet. Die Uberlassung eines Firmenwagens auch zur privaten Nutzung stellt einen Sach-
bezug dar, mit dem daher der Anspruch auf den Mindestlohn nicht erfiillt werden kann.

3.3 Arbeitszeitkonten

3.3.1 Wieist die Hochstgrenze von 50 Prozent in § 2 Absatz 2 MiLoG zu verstehen? Was gilt bei Teilzeit?
§ 2 Absatz 2 MiLoG regelt eine abweichende Filligkeit des Mindestlohns bei Uberstunden und
ermoglicht damit flexible Arbeitszeiten im Rahmen von Arbeitszeitkonten. Auf einem Arbeits-
zeitkonto gebuchte Uberstunden miissen nicht zu dem gesetzlichen Filligkeitstermin ausgezahlt
werden, sondern werden erst nach einem Jahr zur Auszahlung fillig. Hierbei sind aber klare
Vorgaben zu beachten. Dazu zihlt auch, dass héchstens 50 Prozent der vertraglich vereinbarten
Arbeitszeit auf ein Arbeitszeitkonto verbucht werden kénnen. Dies gilt fir Vollzeit- und Teil-
zeitbeschiftigte gleichermafien. Bei einer Wochenarbeitszeit von 20 Stunden sind dies z B.
héchstens 10 Uberstunden.
Die 50-Prozent-Grenze gilt jedoch nur fiir den Mindestlohn-Anteil am gesamten Arbeitsentgelt.

Beispiel 1: Vereinbartes Entgelt entspricht genau dem Mindestlohn

Vereinbarte Monatsarbeitszeit: 150 Stunden (Vollzeit)

Vereinbarter Bruttostundenlohn: 8,50 Euro/Stunde (= Mindestlohn)

Verstetigtes Monatseinkommen: 150 Stunden x 8,50 Euro/Stunde = 1275 Euro

Mindestlohnanspruch: 150 Stunden x 8,50 Euro = 1275 Euro

Das verstetigte Monatseinkommen entspricht also genau dem Mindestlohnanspruch.

Deshalb konnen mindestlohnrelevant maximal 50 Prozent der vereinbarten Arbeitszeit auf das Arbeits-
zeitkonto eingestellt werden, also 75 Stunden. Diese sind dann innerhalb eines Jahres auszugleichen

(je nach vertraglicher Abrede entweder durch Freizeit oder durch Zahlung des Mindestlohns).
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Beispiel 2: Vereinbartes Entgelt liegt iiber dem Mindestlohn, Vollzeit

Vereinbarte Monatsarbeitszeit: 150 Stunden (Vollzeit)

Vereinbarter Bruttostundenlohn: 10 Euro/Stunde

Verstetigtes Monatseinkommen: 150 Stunden x 10 Euro/Stunde = 1500 Euro

Mindestlohnanspruch: 150 Stunden x 8,50 Euro = 1275 Euro

Differenz zum Mindestlohnanspruch: 1500 - 1275 = 225 Euro

Zunichst konnen mindestlohnrelevant 50 Prozent der vereinbarten Arbeitszeit auf das Arbeitszeitkonto
eingestellt werden, also 75 Stunden.

Auflerdem wurden 225 Euro mehr als der Mindestlohnanspruch gezahlt. Dies entspricht einem
mindestlohnrelevanten ,,Gegenwert” von 225 Euro/8,50 Euro pro Stunde = 26,5 Stunden (gerundet).
Diese konnen zusétzlich auf das Arbeitszeitkonto eingestellt werden und der Mindestlohn wird noch
eingehalten.

Insgesamt auf das Arbeitszeitkonto einstellbar sind somit 75 + 26,5 = 101,5 Stunden. Der Beschiftigte
konnte in diesem Monat also theoretisch insgesamt 150 + 101,5 = 251,5 Stunden arbeiten (nattirlich nur
unter der Voraussetzung, dass dies arbeitszeitrechtlich zuléssig wire) und sein Mindestlohnanspruch
ist noch erfiillt. Mindestlohnrelevante Uberstunden (die Uberstunden fiir die noch kein Mindestlohn
bezahlt wurde also alle Uberstunden tiber die 26,5 Uberstunde hinaus) sind dann innerhalb eines Jahres
auszugleichen.

Daneben bleiben selbstverstidndlich alle h6heren Anspriiche aus dem Arbeitsvertrag oder einem
anwendbaren Tarifvertrag bestehen.

Beispiel 3: Vereinbartes Entgelt liegt iiber dem Mindestlohn, Teilzeit oder Minijob

Vereinbarte Monatsarbeitszeit: 30 Stunden (Teilzeit oder Minijob)

Vereinbarter Bruttostundenlohn: 15 Euro/Stunde

Verstetigtes Monatseinkommen: 30 Stunden x 15 Euro/Stunde = 450 Euro

Mindestlohnanspruch: 30 Stunden x 8,50 Euro = 255 Euro

Differenz zum Mindestlohnanspruch: 450 - 255 = 195 Euro

Zunichst konnen mindestlohnrelevant 50 Prozent der vereinbarten Arbeitszeit auf das Arbeitszeitkonto
eingestellt werden, also 15 Stunden.

Auflerdem wurden 195 Euro mehr als der Mindestlohnanspruch gezahlt. Dies entspricht einem
mindestlohnrelevanten ,,Gegenwert“ von 195 Euro/8,50 Euro pro Stunde = 23 Stunden (gerundet).
Diese konnen zusitzlich auf das Arbeitszeitkonto eingestellt werden und der Mindestlohn wird noch
eingehalten.

Insgesamt auf das Arbeitszeitkonto einstellbar sind somit 15 + 23 = 38 Stunden. Der Beschiftigte konnte
in diesem Monat also theoretisch insgesamt 30 + 38 = 68 Stunden arbeiten und sein Mindestlohnan-
spruch ist noch erfillt.

Daneben bleiben selbstverstindlich alle hoheren Anspriiche aus dem Arbeitsvertrag oder einem
anwendbaren Tarifvertrag bestehen.

3.3.2 Bezieht sich die Hochstgrenze von 50 Prozent in § 2 Absatz 2 MiLoG nur auf Plusstunden,
die in ein Arbeitszeitkonto eingestellt werden diirfen, oder auch auf Minusstunden?
Die Grenze des § 2 Absatz 2 Satz 3 MiLoG bezieht sich ausdriicklich auf geleistete Mehrarbeit
(Uberstunden). Diese Regelung soll verhindern, dass der Mindestlohnanspruch durch un-
beschriankte Arbeitszeitflexibilisierung umgangen wird, und erleichtert die Priifung, ob der
Mindestlohn eingehalten wird. Minusstunden kénnen ohne Begrenzung in ein Arbeitszeitkonto
eingestellt werden.
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333

3.34

34
341

3.5
3.5.1

Wie ist die Monatsarbeitszeit im Hinblick auf die Hochstgrenze von 50 Prozent in

§ 2 Absatz 2 MiLoG bei einer vereinbarten Jahresarbeitszeit zu bestimmen?

Bei einer vereinbarten Jahresarbeitszeit gilt eine fiktive Monatsarbeitszeit von einem Zwolftel.
Sind beispielsweise 600 Stunden Jahresarbeitszeit vereinbart, dann gelten 50 Stunden als fiktive
Monatsarbeitszeit. Damit wire das Einstellen von maximal 25 Stunden im Monat in ein Arbeits-
zeitkonto zulissig.

Ist der allgemeine gesetzliche Mindestlohn auch auf bereits geleistete, aber nicht vergiitete,
sondern in Form eines Uberstundenkontos gefiihrte Arbeitsstunden anzuwenden, wenn der
Uberstundenabbau in den Zeitraum nach dem 1. Januar 2015 fallt?

Der gesetzliche Mindestlohn in Héhe von 8,50 Euro gilt ausschliefilich fiir tatséchlich geleistete
Arbeitsstunden ab dem 1. Januar 2015. Daher ergeben sich fiir Arbeitszeitkonten und den Abbau
von Uberstunden, die vor Inkrafttreten des MiLoG geleistet wurden, keine Besonderheiten. Hier
gelten aber selbstverstandlich weiterhin die arbeitsvertraglichen Vereinbarungen bzw. die
Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts.

Entgeltumwandlung

Zahlt der Betrag fiir eine Entgeltumwandlung zum Mindestlohn?

Entgeltumwandlung ist auf den Mindestlohn anrechenbar, um auch denjenigen Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmern, die zum Mindestlohn arbeiten, die Moglichkeit zur freiwilligen
Vorsorge zu geben.

Die Entgeltumwandlung ist eine Form der betrieblichen Altersversorgung. Die Arbeitnehmerin
oder der Arbeitnehmer finanziert sie selbst, indem sie/er auf einen Teil ihres/seines Gehalts zu-
gunsten einer Altersvorsorgezusage verzichtet. Die Entgeltumwandlung hat keinen Einfluss auf
die Hohe des Bruttomindestlohns.

Vertiefung: Damit es sich um betriebliche Altersversorgung handelt, die unter den Geltungsbereich
des Betriebsrentengesetzes (BetrAVG) fillt, muss es sich um eine wertgleiche Zusage handeln. Nur
kiinftig féllige Entgeltbestandeteile diirfen umgewandelt werden.

Grundsdtzlich kann eine Arbeitnehmerin oder ein Arbeitnehmer nach § 1a BetrAVG vom Arbeit-
geber verlangen, dass von ihren/seinen kiinftigen Entgeltanspriichen bis zu vier vom Hundert der
jeweiligen Beitragsbemessungsgrenze in der allgemeinen Rentenversicherung durch Entgeltum-
wandlung fiir ihre/seine betriebliche Altersversorgung verwendet werden. Nach § 17 Absatz 5 BetrAVG
kann fiir Entgeltanspriiche, die auf einem Tarifvertrag beruhen, eine Entgeltumwandlung jedoch
nur dann vorgenommen werden, soweit dies der Tarifvertrag vorsieht oder zuldsst.

Aufzeichnungspflichten

Gilt die Arbeitszeitaufzeichnungs- und Aufbewahrungspflicht des § 17 Absatz 1 Satz 1 MiLoG
fiir alle Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer der betroffenen Unternehmen?

Die Verpflichtung gilt (branchenunabhingig) fr alle im Sinne von § 8 Absatz 1 SGB IV gering-
fagig beschiftigten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer (mit Ausnahme der Beschiftigung
in Privathaushalten im Sinne von § 8a SGB IV) und daneben fur alle Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer, die in den in § 2a des Schwarzarbeitsbekimpfungsgesetzes genannten Wirt-
schaftssektoren (derzeit z. B. Baugewerbe, Gaststitten- und Beherbergungsgewerbe, Personen-
beférderungsgewerbe, Speditions-, Transport- und damit verbundenes Logistikgewerbe, Schau-
stellergewerbe, Gebaudereinigungsgewerbe, Fleischwirtschaft) beschéftigt werden.
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3.5.2

3.53

Wie kann ich herausfinden ob fiir meinen Betrieb in die Branchenzuordnung des

§ 2a SchwarzArbG gilt?

§ 17 Abs. 1 Mindestlohngesetz (MiLoG) verweist auf die in § 2a SchwarzArbG genannten Bran-
chen. Diese entsprechen den in § 28a Abs. 4 Sozialgesetzbuch IV (SGB IV) der Sofortmeldepflicht
unterliegenden Branchen. Mit Blick auf eine transparente und gleichméfiige Auslegung der Vor-
schriften gelten bei der Bewertung, ob ein Arbeitgeber zu einer in § 2a SchwarzArbG genannten
Branche gehort und damit zur Aufzeichnung der Arbeitszeit nach § 17 Abs. 1 MiLoG verpflichtet
ist, die zwischen dem GKV - Spitzenverband, der Deutschen Rentenversicherung Bund, der
Bundesagentur fiir Arbeit, der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung und dem Bundes-
ministerium der Finanzen abgestimmten Branchenzuordnungen zur Sofortmeldepflicht, der
Mitfithrungspflicht von Ausweispapieren sowie der Hinweispflicht der Arbeitgeber.

Dieser Katalog ist auf der Internetseite der DRV Bund abrufbar. Unternehmen, die seit 2009

von den Sozialversicherungstrigern oder vom Zoll gepriift wurden und bei denen davon aus-
gegangen wurde, dass sie nicht der Sofortmeldepflicht unterliegen, die bei ihnen beschéftigten
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer nicht zur Mitfiihrung und Vorlage von Ausweispapieren
verpflichtet sind sowie dass ihnen nicht die Verpflichtung obliegt, auf diese Mitfiihrungspflicht
hinzuweisen, konnen auch davon ausgehen, dass sie dann auch nicht der Arbeitszeitaufzeich-
nungspflicht unterliegen.

Link zum Branchenkatalog Sofortmeldepflicht:
http://www.deutsche-rentenversicherung.de/Allgemein/de/Navigation/3_Infos_fuer_Experten/
02_ArbeitgeberUndSteuerberater/04_meldeverfahren_deuev/03_sofortmeldung/allgemeine_infos_
zur_sofortmeldung_node.html

Wie sind die Dokumentationspflichten gemaR § 17 MiLoG zu verstehen?

Was muss aufgezeichnet werden?

Der Arbeitgeber hat Beginn, Ende und Dauer der tiaglichen Arbeitszeit aufzuzeichnen. Die
konkrete Dauer und Lage der jeweiligen Pausen miissen nicht aufgezeichnet werden. Der Arbeit-
geber muss die Arbeitszeit spétestens bis zum Ablauf des siebten auf den Tag der Arbeitsleistung
folgenden Kalendertages dokumentiert haben (also eine Woche spéter). Es bestehen keine be-
sonderen Formvorschriften fiir die Aufzeichnung, handschriftliche Aufzeichnungen geniigen.
Unterschriften des Arbeitgebers oder der Arbeitnehmerin bzw. des Arbeitnehmers sind nicht
erforderlich. Der Arbeitgeber kann die Arbeitszeit auch von der Arbeitnehmerin oder dem
Arbeitnehmer aufzeichnen lassen. In diesem Fall hat der Arbeitgeber aber weiterhin zu iber-
wachen, dass die Aufzeichnungen auch tatsidchlich vorgenommen werden, und er bleibt weiter-
hin fiir die Richtigkeit der Aufzeichnungen verantwortlich. Die Aufzeichnungen sind mindes-
tens zwei Jahre aufzubewahren.

Durch Verordnung nach § 17 Absatz 4 AEntG (Mindestlohn-Aufzeichnungsverordnung) hat

das Bundesministerium der Finanzen diese Aufzeichnungsverpflichtung fiir einen besonderen
Bereich auf die Aufzeichnung lediglich der Dauer der tiglichen Arbeitszeit beschrinkt. Dies gilt
ftr ausschliefllich mobile Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die keinen Vorgaben zur
konkreten tiglichen Arbeitszeit (Beginn und Ende) unterliegen und sich ihre tagliche Arbeitszeit
eigenverantwortlich einteilen (insbesondere Zusteller von Zeitungen, Anzeigenblittern, Pickchen).
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3.54

3.5.5

3.6
3.6.1

Wer muss die Arbeitszeiten nachweisen?

Bei der Beschiftigung von Minijobbern im Sinne von § 8 Absatz 1 SGB IV, aber nicht in Privat-
haushalten, die von der Nachweispflicht ausgenommen wurden (§ 8a SGB IV), sind die Arbeits-
zeiten vom Arbeitgeber aufzuzeichnen und auf Verlangen der Zollbeh6rden im Rahmen einer
Priifung nachzuweisen. Ebenso miissen Arbeitgeber in den Wirtschaftssektoren des § 2a
Schwarzarbeitsbekdmpfungsgesetz (Bau, Gaststitten, Gebaudereiniger etc.) die Arbeitszeiten
nachweisen. Gleiches gilt auch fiir Entleiher, die Arbeitskrifte in einem der in § 2a Schwarz-
arbeitsbekdmpfungsgesetz genannten Wirtschaftsbereiche beschéftigen.

Reicht es aus, wenn simtliche Unterlagen beim Steuerberater, Lohnbuchhalter usw. aufbewahrt
werden? (§ 17 Absatz 2 MiLoG)

Ja.Nach § 16 Absatz 1 Nummer 4 und § 16 Absatz 3 Nummer 4 MiLoG kann der Arbeitgeber
grundsitzlich bestimmen, an welchem Ort im Inland die erforderlichen Unterlagen bereitge-
halten werden. Als Bereithaltungsort wird haufig der Steuerberater bestimmt. Das Verlangen
nach § 17 Absatz 2 Satz 2 MiLoG der Priifbehérde, die Unterlagen auch am Ort der Beschifti-
gung bereitzuhalten, ist die Ausnahme. Es darf nicht aus reinen Zweckmafligkeitsgriinden er-
folgen, sondern muss durch die Zollverwaltung sachgerecht begriindet werden.

Ausschlussfristen/Verwirkung/Verjahrung

In § 3 MiLoG heif3t es im letzten Satz: ,,Die Verwirkung des Anspruchs ist ausgeschlossen.”
Verwirkung ist ja nicht gleichzusetzen mit Verjahrung. Wir gehen davon aus, dass der Anspruch
insofern nach drei Jahren (laut § 195 BGB) verjdhrt. SchlieRt dieses ,,Nichtverwirken“ auch ein,
dass Ausschluss- und Verfallsfristen laut Arbeits- oder Tarifvertrag nicht greifen?

Fiir den Mindestlohnanspruch gelten die regelméfigen Verjahrungsfristen nach §§ 195 ff. BGB.
Die regelméflige Verjahrungsfrist betragt nach § 195 BGB drei Jahre. Sie beginnt nach § 199 Ab-
satz 1 Nummer 1 BGB mit dem Schluss des Jahres, in dem der Anspruch entstanden ist. Der
Mindestlohnanspruch kann nicht verwirkt werden. Sowohl arbeitsvertragliche als auch tarif-
vertragliche Ausschlussfristen gelten fiir den Mindestlohn nicht.
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4.1

41.1

4.1.2

4.1.3

4.1.4

4.2
4.2.1

Kontrolle

Allgemein

Wer kontrolliert ab dem 1. Januar 2015 die Einhaltung des Mindestlohns?

Die Kontrolle liegt, wie bisher bereits bei den Branchenmindestléhnen, bei den Behérden der
Zollverwaltung, Finanzkontrolle Schwarzarbeit (FKS).

Geschehen die Kontrollen anlass- bzw. hinweisbezogen oder wird ein Raster iiber alle
Unternehmen und Branchen gelegt?

Die Behorden der Zollverwaltung (FKS) werden im Rahmen eines risikoorientierten Priifansatzes
kontrollieren. Bei allen Prifungen der FKS wird die Einhaltung des Mindestlohns kontrolliert.

Wie haufig werden Unternehmen im Durchschnitt kontrolliert werden?

Hierzu gibt es keine Daten, da der Zoll nach einem risikoorientierten Priifansatz vorgeht. Die
Haufigkeit einer Priifung hingt auch davon ab, wie wahrscheinlich eine Mindestlohnverletzung
ist.

Welche Sanktionen bei VerstéRRen gibt es ab dem 1. Januar 2015?

Verstofie gegen die Mindestlohnzahlungspflicht konnen mit einer Geldbufie von bis zu
500.000 Euro sanktioniert werden. AufRerdem kann von der Vergabe 6ffentlicher Auftrage
ausgeschlossen werden.

Auftraggeberhaftung/Generalunternehmerhaftung

Was ist die Auftraggeberhaftung/Generalunternehmerhaftung?

Die Auftraggeberhaftung aus § 13 MiLoG soll die Einhaltung des gesetzlichen Mindestlohns
auch dort sicherstellen, wo ein beauftragter Unternehmer zur Erledigung seiner Aufgabe weitere
Unternehmer einschaltet. Die Anwendung der Vorschrift setzt nach der bisherigen Rechtspre-
chung zur Parallelvorschrift im AEntG voraus, dass (1) ein Unternehmer (2) eine eigene vertrag-
liche Pflicht zur Erbringung von Werk- oder Dienstleistungen iibernommen hat und (3) zur
Erfillung dieser Pflicht einen zusétzlichen Unternehmer beauftragt. Ist dies gegeben, ordnet

§ 13 MiLoG die Haftung des urspriinglich beauftragten Unternehmers fiir die Einhaltung des
gesetzlichen Mindestlohns an. Der urspriingliche Unternehmer hat auch dann fiir die Auszah-
lung des gesetzlichen Mindestlohns einzustehen, wenn der von ihm beauftragte Unternehmer
wiederum noch einen Unternehmer fiir die Erledigung des Auftrags einsetzt. Damit tragt auch
der Unternehmer am Anfang der Leistungskette das Risiko der gesetzlichen Mindestlohnver-
glitung far alle nachfolgend in dieses Verhéltnis eingebundenen Unternehmer.

Die Vorschrift verweist auf § 14 des AEntG. Dieser hat folgenden Wortlaut:

»Ein Unternehmer, der einen anderen Unternehmer mit der Erbringung von Werk- oder Dienst-
leistungen beauftragt, haftet fiir die Verpflichtungen dieses Unternehmers, eines Nachunter-
nehmers oder eines von dem Unternehmer oder einem Nachunternehmer beauftragten Ver-
leihers zur Zahlung des Mindestentgeltes an Arbeitnehmerinnen oder Arbeitnehmer oder zur
Zahlung von Beitragen an eine gemeinsame Einrichtung der Tarifvertragsparteien nach § 8 wie
ein Biirge, der auf die Einrede der Vorausklage verzichtet hat
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4.2.2

4.2.3

4.2.4

Welchen Zweck verfolgt der Gesetzgeber mit der Auftraggeberhaftung?

Die in § 13 MiLoG vorgesehene Biirgenhaftung des Auftraggebers ist nach Auffassung des
Gesetzgebers erforderlich, um die Wirksamkeit des Mindestlohns zu stirken. Dieses Haftungs-
modell dient dem Schutz der Arbeitnehmerin oder des Arbeitnehmers, indem es sicherstellt,
dass der gesetzliche Mindestlohn nicht im Wege sogenannter Subunternehmerketten umgangen
werden kann und die Arbeitnehmerin oder der Arbeitnehmer mit jedem eingeschalteten
Nachunternehmer auch einen zusitzlichen Anspruchsgegner erhilt. Dazu greift der Gesetzgeber
mit seinem Verweis auf § 14 AEntG auf eine Regelung zuriick, die sich bereits bewahrt hat. Der
Haftungsverteilung liegt hierbei der Gedanke des ,Veranlasserprinzips“ zugrunde. Demnach soll
derjenige das Vergiitungsrisiko des gesetzlichen Mindestlohns in jedem Fall mittragen, der durch
eine Weitergabe seines eigenen Auftrags an einen anderen Unternehmer eine zusétzliche Partei
in die Leistungsabwicklung involviert hat. Sofern diese Partei — der Nachunternehmer - den
gesetzlichen Mindestlohn unterschreitet, haftet daher auch der Auftraggeber.

Kann die Arbeitnehmerin oder der Arbeitnehmer bei mehreren hintereinandergeschalteten
Nachunternehmern gegen alle vorgeschalteten Unternehmer vorgehen?

Ja. Sind mehrere Unternehmer in einer ,Nachunternehmerkette“ hintereinandergeschaltet, so
haben die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer ein Wahlrecht, welchen dieser Unternehmer
sie in Anspruch nehmen, sofern die Voraussetzungen des § 13 MiLoG gegeben sind.

Dies ergibt sich aus der Gesetzesformulierung, dass der ,,Unternehmer” sowie ein Nachunter-
nehmer, der den Auftrag weitervergibt, fiir die Mindestlohnanspriiche der Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer jedes beteiligten Unternehmers ,wie ein Biirge, der auf die Einrede der Vor-
ausklage verzichtet hat” haftet. Durch diesen Verweis wird auf allgemeine Vorschriften des BGB
zum Biirgschaftsvertrag Bezug genommen. Die Haftung eines Biirgen, der auf die Einrede der
Vorausklage verzichtet hat, bedeutet hier, dass die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer fiir
ihre Mindestlohnanspriiche nicht nur ihren Arbeitgeber, sondern auch den bzw. bei einer
»Nachunternehmerkette“ die beauftragenden Unternehmer in Anspruch nehmen kénnen.
Dabei kann der beauftragende Unternehmer die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer nicht
darauf verweisen, den Mindestlohn zunéchst bei ihrem Arbeitgeber einzufordern sowie ihre
Anspriiche gegebenenfalls gegen diesen einzuklagen und die Zwangsvollstreckung zu versu-
chen. Vielmehr kénnen sich die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer mit ihren Forderungen
unmittelbar an den (oder die) beauftragenden Unternehmer wenden. Zahlt der Unternehmer,
gehen die Forderungen der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer gegen den Nachunternehmer
(Arbeitgeber) kraft Gesetzes auf den Unternehmer tiber. Dieser kann daraufhin wegen des von
ihm bezahlten Mindestlohns bei dem Nachunternehmer Rickgriff nehmen.

Ist die Auftraggeberhaftung mit dem Grundgesetz und dem europidischen Recht vereinbar?

Ja. Das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) hat bereits zu einer Vorgingervorschrift des § 14 AEntG
entschieden, dass die dortige Haftungsregelung mit dem Grundgesetz vereinbar war. Die Verfas-
sungsrichter hielten diese Vorschrift insbesondere fiir erforderlich, um die Branchenmindest-
16hne nach dem AEntG effektiv durchzusetzen. Hierbei billigte das BVerfG auch die Entscheidung
des Gesetzgebers, eine solche Haftungsregelung zusétzlich zu der unmittelbaren staatlichen
Kontrolle durch die Behorden der Zollverwaltung zu schaffen (BVerfG vom 20.03.2007 - 1 BvR
1047/05). Auch der EuGH bescheinigte der Regelung ihre Vereinbarkeit mit dem européischen
Recht (EuGH vom 12.10.2004 - C-60/03). Da die Auftraggeberhaftung des MiLoG der des AEntG
nachgebildet ist, bestehen aufgrund der genannten Entscheidungen weder verfassungs- noch
europarechtliche Bedenken.
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4.2.5 Gibt es Beispielsfille, wann die gesetzliche Haftung des § 13 MiLoG greift?
Der Gesetzgeber geht nach der Gesetzesbegriindung zum MiLoG davon aus, dass die zur Auf-
traggeberhaftung des AEntG ergangene einschriankende Rechtsprechung auch fir § 13 MiLoG
herangezogen wird. Unter dieser Voraussetzung wire in vielen in der Offentlichkeit diskutierten
Fillen erst tiberhaupt kein Anwendungsfall des § 13 MiLoG gegeben. Hierzu ein paar Beispiele:

Beispiel 1: Eine Privatperson gibt einen personlichen Brief bei der Post auf. Haftet sie fiir den Mindest-
lohn des bei einem Subunternehmer der Post angestellten Briefzustellers?

Nein. Hier ist davon auszugehen, dass der Kunde zwar Auftraggeber eines Beforderungsvertrages ist
und der Briefzusteller bei der Ausfiihrung des Auftrags eingesetzt wird. Jedoch ist der Kunde als Privat-
person schon ohne Heranziehung der einschrinkenden Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts
(BAG) nicht ,Unternehmer” im Sinne des Gesetzes. Denn das BAG geht im Ausgangspunkt von der
Definition des Unternehmerbegriffs in § 14 Absatz 1 des BGB aus. Unternehmer ist danach jede natir-
liche bzw. juristische Person oder rechtsfihige Personengesellschaft, die bei Abschluss eines Rechts-
geschifts in Ausiibung ihrer gewerblichen oder selbststindigen beruflichen Titigkeit handelt. An der
Ausiibung einer gewerblichen oder selbststindigen beruflichen Titigkeit fehlt es hier.

Beispiel 2: Ein Unternehmen des produzierenden Gewerbes beauftragt einen Sanitdrbetrieb mit der
Behebung von Verstopfungen der Toiletten im Firmengebdude. Muss das Unternehmen hier nach dem
MiLoG sicherstellen, dass die Sanitarfirma ihren Mitarbeitern den Mindestlohn zahlt? Hat es auch noch
sicherzustellen, dass ein Nachunternehmer der Sanitarfirma (z. B. dessen Steuerberater) den Mindest-
lohn zahlt?

Nein. Bei der Vergabe der Sanitirleistung wird keine eigene vertragliche Verpflichtung an einen Auf-
tragnehmer weitergereicht, da das produzierende Unternehmen selbst keine Sanitirleistungen erbringt.
Das gilt erst recht, wenn das Sanitirunternehmen seinerseits weitere Unternehmen mit ginzlich ande-
ren Werk- oder Dienstleistungen beauftragt, wie z.B. einen Steuerberater. Hier liegt bereits keine ,,Sub-
unternehmerkette“ vor, wie sie die gesetzliche Regelung vor Augen hat, da es an einer (zumindest teil-
weisen) Identitit des urspriinglich vergebenen Auftrags fehit.

Beispiel 3: Ein Produzent iibergibt Waren an einen Spediteur, um den Transport zu besorgen. Der Trans-
portauftrag wird weitergereicht an andere Transportunternehmer. Der vierte Transportunternehmer
fiihrt letztlich tatsachlich die Beférderung aus, der Fahrer bekommt keinen Mindestlohn und méchte
diesen beim Produzenten oder Spediteur einklagen. Geht das?

Auch hier reicht ein Produzent bei Beauftragung eines Spediteurs mit einer Transportleistung fiir
gewohnlich keine eigene vertragliche Verpflichtung weiter, wenn er nicht durch Vertrag mit einem
(Zwischen- oder End-)Abnehmer der von ihm produzierten Waren auch zur Lieferung derselben ver-
pflichtet ist. Der Produzent ist damit kein ,,Unternehmer” im Sinne der Rechtsprechung des Bundes-
arbeitsgerichts. Der Fahrer kann bei ihm den Mindestlohn also nicht einklagen.

Der Spediteur hingegen reicht den vertraglich gegeniiber dem Produzenten geschuldeten Transport
durch Untervergabe des Auftrags an ein weiteres Transportunternehmen weiter; ebenso verhilt es sich
bei jeder nachfolgenden Weiterreichung des Auftrags an jeden weiteren Transportunternehmer in der
»Nachunternehmerkette“ Damit erfiillen alle weiteren eingeschalteten Transportunternehmen die
Merkmale der Vorschrift. Der Fahrer kann beim Spediteur den Mindestlohn einklagen.
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Beispiel 4 (Fortsetzung von Beispiel 3): Der Spediteur beauftragt z. B. einen Gartnereibetrieb damit, die
Waren zu transportieren. Ist hier der Spediteur auch dafiir verantwortlich, dass der Gartnereibetrieb den
Mindestlohn zahlt? Oder gilt das erst, wenn der Gartnereibetrieb einen Nachunternehmer einschaltet?

Ja, unter bestimmten Voraussetzungen. Erste Voraussetzung: Der Spediteur beauftragt den Gartnerei-
betrieb mit der Erbringung gerade derjenigen Werk- oder Dienstleistung, zu deren Erbringung er selbst
sich durch Vertrag mit einem anderen Unternehmer (im Ausgangsbeispiel: dem Produzenten) verpflichtet
hatte. Zudem miissen die weiteren gesetzlichen Tatbestandsvoraussetzungen erfillt sein. Dann haftet
der Spediteur auch - und nur - fiir die Mindestlohnanspriiche der Arbeitnehmer des Gértnereibetriebs,
die fuir ihn den Transport durchfiihren. Dabei ist es ohne Bedeutung, dass Gartnereibetriebe regelméfig
nur ihre eigenen und keine Fremdwaren transportieren. Der Spediteur ist aber nicht fiir den Mindest-
lohn der Mitarbeiter des Géartnereibetriebs verantwortlich, die mit seinem Auftrag nichts zu tun haben.
Entsprechendes gilt fiir die Mindestlohnanspriiche der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer weiterer
Nachunternehmer.

Weitere Beispiele:

« Nach der einschriankenden BAG-Rechtsprechung nicht erfasst ist ein Unternehmer, der als Bauherr
eine Bauleistung in Auftrag gibt (Beispiel: Automobilhersteller gibt den Bau einer neuen Werkshalle
auf seinem Betriebsgelande in Auftrag).

« Ebenfalls nicht erfasst ist der ,kleine Handwerksmeister®, der die Kaffeemaschine seiner Werkstatt-
kiiche reparieren lésst.

+ (In Anlehnung an Beispiel 1) Nicht erfasst ist der Rechtsanwalt, der einen Postzustelldienst mit dem
Austragen seiner Rechnungen beauftragt.

4.2.6 Wie konnen Unternehmen, die ihre Auftrage untervergeben, das Haftungsrisiko aus § 13 MiLoG
einschrinken?
Es besteht bereits dann ein minimiertes Haftungsrisiko, wenn die Unternehmer im Falle von
»,Nachunternehmerketten“ blof auf seriése Geschéftspartner mit einer entsprechenden
Reputation zuriickgreifen. Das Haftungsrisiko steigt, wenn der Auftrag an einen ,Billiganbieter”
vergeben wird. Daher sollten Unternehmen ihre Geschéftspartner sorgfiltig auswahlen.

4.2.7 Konnen Unternehmen, die ihre Auftrige untervergeben, das Haftungsrisiko aus § 13 MiLoG
auch vertraglich einschrianken?
Eine vertragliche Einschrinkung des Haftungsrisikos ist im Innenverhéltnis der beteiligten
Unternehmen moglich. Dies bedeutet, dass zwischen den Unternehmern entsprechende Frei-
stellungsklauseln vereinbart werden kdnnen, die das gesetzliche Risiko umverteilen. Dies gilt
selbstverstindlich nur, wenn diese Klauseln mit dem geltenden Recht ibereinstimmen, und ist
im Einzelfall zu beurteilen. Eine vertragliche Einschrankung gegeniiber den Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmern ist jedoch nicht zulédssig und in jedem Falle unwirksam, sodass diese bei
Nachunternehmerketten ihre Mehrzahl an Anspruchsgegnern stets behalten.
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4.2.8 Gilt die gesetzlich angeordnete Haftungsregelung auch fiir die 6ffentliche Hand?
Nein. Wenn die 6ffentliche Hand sich - etwa im Baubereich - nicht selbst gegeniiber einem
Vertragspartner zur Erbringung von Bauleistungen verpflichtet, ist sie nur ein Bauherr, der eine
Bauleistung in Auftrag gibt. Dies ergibt sich aus der einschrankenden Rechtsprechung des BAG
zum Unternehmerbegriff des § 14 AEntG. Zudem diirfen nach § 97 Absatz 4 des Gesetzes gegen
Wettbewerbsbeschrankungen (GWB) Auftrage von der 6ffentlichen Hand nur an gesetzestreue
Unternehmen vergeben werden. Zur Gesetzestreue zahlt insbesondere auch die Einhaltung ge-
setzlicher Mindestlohnvorschriften. § 19 MiLoG bestimmt, dass Bewerber von der Teilnahme an
einem Wettbewerb um einen Liefer-, Bau- oder Dienstleistungsauftrag bis zur nachgewiesenen
Wiederherstellung ihrer Zuverlassigkeit ausgeschlossen werden sollen, die wegen eines Verstof3es
nach § 21 MiLoG mit einer Geldbufe von wenigstens 2.500 Euro belegt worden sind.
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5.1
5.1.1

Besonderheiten von
Beschdftigungsgruppen und Branchen

Praktika

Bekommen Praktikantinnen und Praktikanten den Mindestlohn?

Ja, es gilt der Grundsatz, dass Praktikantinnen und Praktikanten Anspruch auf den Mindestlohn
haben. Ausgenommen vom Mindestlohn sind sogenannte Pflichtpraktika, also insbesondere
solche Praktika, die verpflichtend aufgrund einer schulrechtlichen Bestimmung, einer Ausbil-
dungsordnung oder einer hochschulrechtlichen Bestimmung geleistet werden. Bei freiwilligen
Praktika, die nicht linger als drei Monate dauern, besteht kein Anspruch auf den Mindestlohn,
wenn sie der Berufsorientierung dienen (Orientierungspraktika) oder ausbildungs- bzw. studien-
begleitend geleistet werden. Ein Orientierungspraktikum oder ein ausbildungs- bzw. studien-
begleitendes Praktikum, das ldnger als drei Monate dauert, ist ab dem ersten Tag mit dem
Mindestlohn zu vergiiten. Zudem gilt der Mindestlohn nicht bei Praktika im Rahmen einer
Einstiegsqualifizierung nach dem SGB III und bei Mafinahmen einer Berufsausbildungsvorbe-
reitung nach dem Berufsbildungsgesetz (BBiG).

5.1.2 Grundsatzfragen zum Praktikum
5.1.2.1 Welche Tatigkeiten fallen unter die Praktika ,,im Sinne des § 26 BBiG*“?

§ 22 Absatz 1 Satz 3 MiLoG zielt auf Personen, die fiir eine begrenzte Dauer praktische Kenntnis-
se und Erfahrungen zur Vorbereitung auf einen Beruf erwerben, ohne dabei in einer Berufsaus-
bildung oder einem Arbeitsverhéltnis zu sein. Im Vordergrund steht also die Einbindung in
Arbeitsabldufe zu Bildungszwecken. Welche Titigkeiten darunter fallen, hingt vom Einzelfall

ab und kann nicht pauschal gesagt werden. Jedenfalls geht der Gesetzgeber davon aus, dass jede
Eingliederung in den Betriebsablauf entweder ein Praktikum, ein Arbeitsverhéltnis oder eine
Berufsausbildung ist.

5.1.2.2 Bisher gilt fiir freiwillige Praktikantinnen und Praktikanten iiber 18 Jahre bei einer Dauer von

mehr als zwei Monaten die Sozialversicherungspflicht. Wie sieht dies nach der neuen
Mindestlohnregelung aus? Bleibt diese Frist bestehen oder wird sie an die Dreimonatsregel
angepasst?

Bestehende Sozialversicherungsregelungen bleiben durch das MiLoG unberiihrt.

5.1.2.3 Wie viel Zeit muss zwischen dem Ende des einen und dem Beginn eines weiteren Praktikums

derselben Person vergehen, damit die Zeiten nicht zusammengerechnet werden?

Das MiLoG ermdoglicht, dass verschiedene Praktikumsarten - etwa zunichst ein Orientierungs-
praktikum und dann ein Pflichtpraktikum - beim selben Arbeitgeber mindestlohnfrei durch-
gefiihrt werden konnen, solange die jeweiligen Voraussetzungen dafiir vorliegen. Beispielsweise
kann sich an ein Pflichtpraktikum im Sinne des § 22 Absatz 1 Nummer 1 MiLoG ein freiwilliges
ausbildungsbegleitendes Praktikum im Sinne des § 22 Absatz 1 Nummer 3 MiLoG anschliefRen,
ohne dass hierfiir der Mindestlohn zu zahlen ist.

Mehrere studien- bzw. ausbildungsbegleitende Praktika beim selben Arbeitgeber sind jedoch

nach § 22 Absatz 1 Nummer 3 MiLoG auch bei erheblichem zeitlichem Abstand zwischen den
Praktika ausgeschlossen.
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5.1.2.4 Unselbststiandige Betriebsteile eines deutschen Betriebs im Ausland beschiftigen
Praktikantinnen und Praktikanten - gilt dann dort der deutsche Mindestlohn?
Anspruch auf den deutschen Mindestlohn haben sowohl die Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer als auch die Praktikantinnen und Praktikanten, die nicht im Inland beschiftigt werden,
nur, wenn ihr Arbeitsvertrag oder Praktikumsvertrag nach deutschem Recht vereinbart wurde.

5.1.3 Pflichtpraktika (§ 22 Absatz 1 Nummer 1 MiLoG)

5.1.3.1 Welche Anforderungen stellt das Mindestlohngesetz an eine schulrechtliche Bestimmung, eine
Ausbildungsordnung, eine hochschulrechtliche Bestimmung oder eine gesetzlich geregelte
Berufsakademie?
Die Bestimmungen der genannten Einrichtungen miissen ein solches Praktikum zum Inhalt
der Ausbildung machen und dabei Art und Linge festlegen. Das gilt auch fiir vergleichbare
Regelungen auslandischer Einrichtungen und fiir anerkannte vergleichbare Bildungsein-
richtungen, wenn sie in vergleichbarer Weise Praktika als Teil eines tibergreifenden Ausbil-
dungs-, Weiterbildungs- oder Studienprogramms vorschreiben.
Weiterbildungsordnungen einzelner Arbeitgeber oder ihrer Zusammenschliisse, die alleine auf
die praktische Ausbildung im Betrieb abzielen, diirften die oben genannten Kriterien nicht
erfillen.

5.1.3.2 Welche Anforderungen werden an den Nachweis gestellt, dass ein Praktikum aufgrund einer
schul-/hochschulrechtlichen Bestimmung abgeleistet wird? Reicht die Schul-/Studienordnung
aus? Wie ist mit auslandischen Studienordnungen umzugehen?
Das MiLoG regelt nicht, wie ein Pflichtpraktikum im Einzelfall nachzuweisen ist. Flir den
zivilrechtlichen Anspruch der Praktikantin oder des Praktikanten auf den Mindestlohn weist
das MiLoG dem Arbeitgeber in § 22 Absatz 1 Satz 2 (,es sei denn”) die Beweislast zu, dass eine
Ausnahme vom Mindestlohn vorliegt. Fiir Bufdgeldverfahren gilt das jedoch nicht ohne Weiteres.
Der Arbeitgeber diirfte seine Pflichten dann erfiillen, wenn er sich die Bescheinigung fiir das
Absolvieren einer Ausbildung (insbesondere Studienbescheinigung) und die entsprechende
Bestimmung der Praktikumspflicht (insbesondere Studienordnung) von der Praktikantin oder
dem Praktikanten vorlegen lasst und zu seinen Unterlagen nimmt.

5.1.3.3 Kann man ein Pflichtpraktikum mit einem freiwilligen Praktikum bei demselben Arbeitgeber
kombinieren?
Das kommt darauf an. Das MiLoG schliefft nicht aus, dass auf ein Pflicht- oder Orientierungs-
praktikum in demselben Unternehmen noch ein ausbildungsbegleitendes Praktikum nach
§ 22 Absatz 1 Nummer 3 MiLoG folgt. Letzteres ist aber nur dann vom Mindestlohn ausge-
nommen, wenn ,nicht zuvor ein solches Praktikumsverhiltnis mit demselben Ausbildenden
bestanden hat® Ein ,solches“ Praktikumsverhiltnis bezieht sich dabei nur auf ein ausbildungs-
begleitendes Praktikum im Sinne des § 22 Absatz 1 Nummer 3 MiLoG. Andere Arten von Prakti-
ka sind, soweit deren Voraussetzungen vorliegen, beim selben Arbeitgeber nach einem ausbil-
dungsbegleitenden Praktikum im Sinne des
§ 22 Absatz 1 Nummer 3 MiLoG noch méglich.

Die Tatbestande des § 22 Absatz 1 Nummer 1 (Pflichtpraktikum) und Nummer 2 (Orientierungs-
praktikum) diirften sich jedoch gegenseitig ausschliefen. Entweder handelt es sich um ein
Pflichtpraktikum im Rahmen einer bereits begonnenen Ausbildung oder um ein vorgelagertes
Orientierungspraktikum. Denkbar wire, dass sich an ein Pflichtpraktikum gemaf? § 22 Absatz 1
Nummer 1 MiLoG ein ausbildungsbegleitendes Praktikum nach § 22 Absatz 1 Nummer 3 MiLoG
anschliefit.
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Erstes Praktikum

Pflichtpraktikum

Pflichtpraktikum

Pflichtpraktikum

Orientierungspraktikum
(maximal drei Monate)

Orientierungspraktikum
(maximal drei Monate)

Orientierungspraktikum
(maximal drei Monate)

Begleitendes Praktikum
(maximal drei Monate)

Begleitendes Praktikum
(maximal drei Monate)

Begleitendes Praktikum
(maximal drei Monate)

Zweites Praktikum beim
selben Arbeitgeber

Pflichtpraktikum

Orientierungspraktikum
(maximal drei Monate)

Begleitendes Praktikum
(maximal drei Monate)

Pflichtpraktikum

Begleitendes Praktikum
(maximal drei Monate)

Orientierungspraktikum
(maximal drei Monate)

Pflichtpraktikum

Orientierungspraktikum
(maximal drei Monate)

Begleitendes Praktikum
(maximal drei Monate)

Mindestlohnpflicht?

Nein (wenn zwei Pflicht-
praktika vorgesehen sind)

Ja, das zweite Praktikum
ist zu vergiiten

Nein

Nein

Nein

Ja, Vergiitungspflicht
fiir beide Praktika

Nein

Ja, Vergiitungspflicht
fiir beide Praktika

Ja, Vergiitungspflicht
fiir beide Praktika

5.1.3.4 Was passiert, wenn die Praktikantin oder der Praktikant sich wahrend ihres oder seines

Pflichtpraktikums entschlieRt, doch nicht studieren zu wollen?

Die Voraussetzungen fiir eine Mindestlohnausnahme miissen zu Beginn des Praktikums vor-

liegen. Will eine Praktikantin oder ein Praktikant beispielsweise wihrend eines Pflichtprakti-

kums nach § 22 Absatz 1 Nummer 1 MiLoG nicht mehr studieren, wird das Praktikum dennoch
nicht mindestlohnpflichtig. Gleiches gilt, wenn eine Studentin oder ein Student beispielsweise

exmatrikuliert wird.

5.1.4 Freiwillige Praktika (§ 22 Absatz 1 Nummer 2 und 3 MiLoG)

5.1.4.1 Wenn freiwillige Praktika langer als drei Monate dauern - ist der Mindestlohn ab dem ersten
Tag oder ab dem vierten Monat zu zahlen?
Hier geht es um die Orientierungspraktika bzw. begleitenden Praktika nach § 22 Absatz 1
Nummer 2 und 3 MiLoG. Fiir diese ,,freiwilligen Praktika“ bis zu drei Monaten gilt kein Mindest-
lohn. Dauert ein solches Praktikum langer als drei Monate, fillt es komplett unter den Mindest-
lohn und ist ab dem ersten Tag mit dem Mindestlohn zu vergiiten. Das gilt sowohl, wenn das
Praktikum von vornherein ldnger als drei Monate dauert, wie auch, wenn ein auf drei Monate
befristetes Praktikum dariiber hinaus verldngert wird.
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5.1.4.2 Wird die Praktikumszeit aus dem Jahr 2014 bei der Feststellung der Dreimonatsgrenze mit

beriicksichtigt?

Ja. Das MiLoG klammert ,Altvertriage nicht aus. Wenn ein Praktikum nach § 22 Absatz 1
Nummer 2 und 3 also schon vor dem 1. Januar 2015 begonnen hat und insgesamt langer als drei
Monate dauert, ist der Mindestlohn fir den Zeitraum ab dem 1. Januar 2015 zu zahlen.

5.1.4.3 Sind auch Orientierungspraktika ohne Mindestlohn fiir Beruf/Studium moglich, wenn bereits

Abschliisse vorliegen? Nach dem Berufsabschluss mdchte jemand studieren - kann ein Hoch-
schulabsolvent z.B. ein zweites Studium oder eine Ausbildung absolvieren?

Nach einem Abschluss wird in der Regel die fachliche Orientierungsphase abgeschlossen sein
(vgl. BT-Drs. 18/2145, S. 23). Die Voraussetzungen des § 22 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 MiLoG
dirften insofern regelmafiig nicht mehr vorliegen. Prifungen des Einzelfalls sind davon aus-
genommen.

5.1.4.4 Gilt das Vorbeschiftigungsverbot auch bei Orientierungspraktika?

5.14.5

5.1.4.6

5.1.5
5.1.5.1

Die Ausnahmeregelung des § 22 Absatz 1 Nummer 2 MiLoG fiir Orientierungspraktika kennt
zwar - anders als die Regelung zu freiwilligen berufsbegleitenden Praktika des § 22 Absatz 1
Nummer 3 - kein ausdriickliches ,Vorbeschiaftigungsverbot® Allerdings diirften mehrere Orien-
tierungspraktika bei demselben Ausbildenden nicht mehr der eigentlichen Orientierung dienen.
Das trifft besonders dann zu, wenn das Praktikum bei demselben Ausbildenden zur jeweils ver-
meintlichen Orientierung fiir dieselbe Ausbildungs- oder Studienrichtung erfolgt. Hier wiirde
dann der Mindestlohn gelten.

Gelten die Ausnahmen sowohl bei Bachelor- als auch bei Masterstudium?

Nach einem Bachelorabschluss ist in der Regel die fachliche Orientierungsphase abgeschlossen
(vgl. BT-Drs. 18/2145, S. 23). Eine Ausnahme vom Mindestlohn nach § 22 Absatz 1 Satz 2 Num-
mer 2 MiLoG diirfte es insofern regelmafiig nicht geben. Priifungen des Einzelfalls sind davon
ausgenommen.

Kénnen mehrere freiwillige Praktika bei verschiedenen Arbeitgebern ohne Mindestlohn
abgeleistet werden?

Ja. Nach dem MiLoG ist im Anschluss an ein Pflicht- oder Orientierungspraktikum ein
ausbildungsbegleitendes Praktikum nach § 22 Absatz 1 Nummer 3 MiLoG méglich. Ein drei-
monatiges ausbildungsbegleitendes Praktikum ist aber nur dann vom Mindestlohn ausge-
nommen, wenn ,nicht zuvor ein solches Praktikumsverhéltnis mit demselben Ausbildenden
bestanden hat“ Mehrere maximal dreimonatige ausbildungsbegleitende Praktika bei ver-
schiedenen Ausbildenden sind deshalb moglich, solange der Ausbildungszweck erkennbar
im Vordergrund steht.

Besondere Formen der Praktika

Einjahriges gelenktes Praktikum (als Zugangsvoraussetzung fiir die Hochschule) -

gilt der Mindestlohn?

Entscheidend ist, ob es sich um ein Praktikum handelt, das von den Ausnahmeregelungen des
§ 22 Absatz 1 Nummer 1 bis 4 MiLoG erfasst ist. Die Bezeichnung des Rechtsverhiltnisses ist
dabei unerheblich. Soweit es sich um eine Zugangsvoraussetzung handelt, konnte dies ein
Pflichtpraktikum im Sinne des § 22 Absatz 1 Nummer 1 MiLoG sein. Ob dies bei den genannten
Programmen der Fall ist, ist eine Frage der Einzelfallprifung.
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5.1.5.2 Duales Studium: Sind die Praxisphasen Pflichtpraktika oder ist der Mindestlohn zu zahlen?
Sind Zeiten der betrieblichen Praxis ohne Berufsausbildungsvertrag mit Mindestlohn zu
vergiiten?
Fiir Praxisphasen in dualen Studiengingen gilt das MiLoG nach § 22 Absatz 1 Satz 2
Nummer 1 MiLoG nicht (vgl. BT-Drs. 18/2010 [neul, S. 25).

5.1.5.3 Eine IHK bietet z. B. Qualifikationsprogramme/Traineeprogramme fiir Akademiker an oder
MaRnahmen fiir Studienabbrecher und Berufsriickkehrer. In diesem Rahmen sind mehr-
monatige Praktika vorgesehen (keine Studienordnung). Ist der Mindestlohn zu zahlen?
Die ausbildenden Einrichtungen miissen ein Praktikum der Art und Linge nach zum Inhalt der
Ausbildung machen. Dies muss in den Bestimmungen des Programms hinterlegt sein, um die
Anforderungen eines Pflichtpraktikums im Sinne des § 22 Absatz 1 Nummer 1 MiLoG zu erfil-
len. Ob dies bei den genannten Programmen der Fall ist, ist eine Frage der Einzelfallpriifung.
Wenn es sich um ein freiwilliges Praktikum handelt, gilt die Dreimonatsgrenze.

5.1.5.4 Miissen Praktikantinnen oder Praktikanten aus der EU, die ein mit monatlich 1.000 Euro von
der EU gefordertes Praktikum in Deutschland machen, den Mindestlohn bekommen?
Das hingt von der Art und der Lange des Praktikums ab. Die Férderung durch Dritte ist fiir die
Frage der Mindestlohnpflicht jedenfalls ohne Belang.

5.1.5.5 Im Rahmen der danisch-deutschen Verbundausbildung werden danische Auszubildende in
deutschen Betrieben praktisch ausgebildet. Es werden Praktikumsvertrige nach § 26 BBiG
geschlossen. Nach den Schilderungen von Handwerkskammern ist die Ausbildung mit der
dualen Ausbildung nach dem BBiG vergleichbar. Einziger Unterschied ist, dass die Ausbildung
in zwei Landern erfolgt. Wie sind diese Praktika rechtlich einzuordnen?
Vergleichbare auslandische Regelungen tiber die Durchfithrung von Praktika stehen deutschen
Regelungen gleich und sind daher anzuerkennen. Ob dies bei den genannten Programmen der
Fall ist, ist eine Frage der Einzelfallprifung.

5.1.5.6 Duales Studium: In Baden-Wiirttemberg haben die Dualstudierenden keine Ausbildungs-
vertrdge wie in anderen Bundesldandern. Gilt der Mindestlohn bei Praxisphasen?
Fiir Praxisphasen in dualen Studiengingen gilt das MiLoG nach § 22 Absatz 1 Satz 2
Nummer 1 MiLoG nicht (vgl. BT-Drs. 18/2010 [neul], S. 25).

5.1.5.7 Was ist mit Hospitanten (z. B. im Kulturbetrieb), die haufig nicht entlohnt werden?
Sind sie den Praktikantinnen und Praktikanten gleichgestellt?
Das MiLoG kennt den Begriff des Hospitanten nicht. Soweit Hospitanten nicht in einem Arbeits-
verhéltnis oder einem Praktikumsverhéltnis im Sinne des § 26 BBiG beschiftigt werden, unter-
liegen sie auch nicht dem MiLoG. Auf die Bezeichnung kommt es dabei allerdings nicht an, son-
dern auf die tatsachliche Ausgestaltung. Es reicht also nicht aus, jemanden nur als ,Hospitanten®
zu bezeichnen, um ihn aus dem Mindestlohn auszunehmen.
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5.1.5.8 Gilt der Mindestlohn fiir Volontare?

Der Begriff des Volontariats ist gesetzlich nicht definiert. Die Abgrenzung zwischen Arbeits-,
Ausbildungs-, Praktikums- und Volontariatsverhiltnissen im eigentlichen Sinn ist im jeweiligen
Einzelfall nach den allgemein geltenden Grundsitzen zu priifen. Ein Volontar im eigentlichen
Sinn ist nach tiberwiegender Auffassung nur derjenige, der ausgebildet wird, ohne dass damit
eine vollstindig abgeschlossene Fachausbildung in einem anerkannten Ausbildungsberuf
beabsichtigt ist. In diesem Fall ist das Volontariat ein Rechtsverhiltnis im Sinne von § 26 des
Berufsbildungsgesetzes. Dessen Verglitung wird nicht durch das MiLoG, sondern durch § 17

des Berufsbildungsgesetzes geregelt.

5.1.5.9 Gilt der Mindestlohn auch fiir die Anfertigung einer akademischen Abschlussarbeit im

5.2
5.2.1

5.2.2

5.23

Unternehmen?

Bei der blofen Anfertigung von studienbezogenen Abschlussarbeiten (Bachelor-/Masterarbeit)
oder Doktorarbeiten in einem Unternehmen handelt es sich um kein Praktikumsverhiltnisi.S.v.
§ 26 BBiG, da sich damit der Studierende im Unternehmen keiner betrieblichen Tétigkeit unter-
zieht. Im Ubrigen ist im Einzelfall zu priifen, ob anlisslich der Abschlussarbeit ein (begleitendes)
Praktikumsverhiltnis nach § 26 BBiG eingegangen worden ist, in dessen Rahmen der Studie-
rende betrieblich tétig wird.

Langzeitarbeitslose

Wie kann die Langzeitarbeitslosigkeit nachgewiesen werden? Reicht eine diesbeziigliche
Erklarung des Arbeitnehmers aus?

Das MiLoG regelt nicht, wie Langzeitarbeitslosigkeit nach § 22 Absatz 4 MiLoG im Einzelfall
nachzuweisen ist. Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer kdnnen sich aber nicht selbst zum
Langzeitarbeitslosen erkldren. In der Regel erhalten sie bei der zustindigen Agentur fiir Arbeit
bzw. dem Jobcenter einen entsprechenden Nachweis tiber die Dauer ihrer Arbeitslosigkeit. Legt
eine Arbeitnehmerin oder ein Arbeitnehmer dem Arbeitgeber einen solchen Nachweis vor, aus
dem der Status als Langzeitarbeitsloser hervorgeht, diirfte das ausreichen.

Fiir Langzeitarbeitslose gilt in den ersten sechs Monaten der Beschiaftigung kein Mindestlohn
(§ 22 Absatz 4 MiLoG). Gilt dies auch bei einem Arbeitgeberwechsel innerhalb der sechs Monate,
obwohl der zweiten Beschiaftigung keine ,unmittelbare” Arbeitslosigkeit vorausgeht?

Die Ausnahme des § 22 Absatz 4 MiLoG gilt nur fir Langzeitarbeitslose im Sinne des § 18 Ab-
satz 1 SGB III. Demnach sind Langzeitarbeitslose Personen, die ein Jahr und ldnger arbeitslos
sind. Nur die Teilnahme an einer Mafinahme nach § 45 SGB III sowie Zeiten einer Erkrankung
oder sonstiger Nichterwerbstitigkeit bis zu sechs Wochen unterbrechen die Dauer der Arbeits-
losigkeit nicht. Personen, die eine Beschiftigung von mehr als 15 Wochenstunden aufnehmen,
unterbrechen ihre Arbeitslosigkeit und verlieren ihren Status als Langzeitarbeitslose. Wechseln
sie danach zu einem weiteren Arbeitgeber, ist daher fiir diese Beschéftigten der Mindestlohn zu
zahlen.

Haben Langzeitarbeitslose, die wihrend ihrer Arbeitslosigkeit einen Nebenjob ausiiben,
Anspruch auf den gesetzlichen Mindestlohn?

Fiir die Ausnahme Langzeitarbeitsloser nach § 22 Absatz 4 MiLoG ist fiir jede Beschiftigung eine
Einzelfallpriifung notwendig.

Nimmt beispielsweise ein Arbeitsuchender, der langzeitarbeitslos ist, eine zuldssige Nebenbe-
schiftigung mit weniger als 15 Stunden auf, so wird diese Beschiftigung erst ab dem siebten
Monat mindestlohnpflichtig.
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5.24

5.2.5

5.3
5.3.1

5.3.2

533

Nimmt derselbe Beschiftigte dann zusatzlich eine Beschiftigung mit 15 oder mehr Wochen-
arbeitsstunden auf, so gilt auch fir diese zweite Beschéftigung der Mindestlohn erst ab dem
siebten Monat. Die vorher aufgenommene Beschiftigung hat den Status der Langzeitarbeits-
losigkeit nicht unterbrochen, da sie weniger als 15 Wochenstunden umfasste.

Wandelt der Beschiftigte aber die bisher wihrend der Langzeitarbeitslosigkeit ausgeiibte Neben-
beschiftigung (unter 15 Stunden/Woche) beim gleichen Arbeitgeber in eine Beschiftigung mit
mindestens 15 Wochenstunden oder mehr um, bekommt er ab dem siebten Monat der erst-
maligen Beschiftigungsaufnahme den Mindestlohn. Es liegt ein einheitliches Arbeitsverhiltnis
vor, sodass ,Vorbeschiftigungszeiten“ (hier die Nebenbeschiftigung) mitzuzéihlen sind.

Gilt jemand, der vorher langzeitarbeitslos war und zwischenzeitlich Bundesfreiwilligendienst
geleistet hat, anschlieRend wieder als Langzeitarbeitsloser im Sinne des Mindestlohngesetzes?
Nein. Der Ausnahmetatbestand des § 22 Absatz 4 MiLoG gilt nur fiir Langzeitarbeitslose im
Sinne des § 18 Absatz 1 SGB III (siehe Kapitel 3.2.2). Personen, die einen freiwilligen Dienst
leisten, sind insofern nicht arbeitslos - und somit auch nicht langzeitarbeitslos. Sie kénnen
daher im Anschluss an den freiwilligen Dienst nicht vom Mindestlohn ausgenommen werden.

Gilt die Ausnahme fiir Langzeitarbeitslose (§ 22 Absatz 4 MiLoG) auch fiir auslindische
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer?

Ja. Das MiLoG gilt fiir alle in Deutschland titigen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer,
unabhéngig davon, ob sie Inldnder oder Auslédnder sind.

Minijobs

Wie ist bei geringfiigiger Beschéftigung (Minijob) der Mindestlohn zu zahlen?

Beim gesetzlichen Mindestlohn von 8,50 Euro pro Stunde handelt es sich um einen Brutto-
stundenlohn. Der Arbeitnehmer tragt davon nur seinen Anteil von 3,7 Prozent fir die gesetz-
liche Rentenversicherung, von dem er sich befreien lassen kann. Arbeitgeberanteile zur Sozial-
versicherung bleiben bei der Berechnung des Mindestlohns aufier Betracht. Die Beitrige zur
gesetzlichen Krankenversicherung (13 Prozent) und zur gesetzlichen Rentenversicherung

(15 Prozent) im Rahmen der Minijobs hat der Arbeitgeber zu tragen - zusétzlich zum Brutto-
stundenlohn. Die einheitliche Pauschalsteuer in Héhe von zwei Prozent des Arbeitsentgeltes
kann der Arbeitgeber durch Vereinbarung auf die Arbeitnehmerin oder den Arbeitnehmer
abwilzen. Dadurch bleibt der Bruttolohn unverandert, aber der Nettolohn mindert sich.

Gilt die Aufzeichnungspflicht fiir Minijobber auch in Privathaushalten?

Nein, das MiLoG bezieht die Minijobber in Privathaushalten, wie in § 8a SGB IV definiert, nicht
in die Aufzeichnungspflicht mit ein. Eine Verpflichtung zur Zahlung des Mindestlohns besteht
natirlich auch bei Minijobbern in Privathaushalten.

In welcher Form muss die Arbeitszeit der Minijobber dokumentiert werden?

Die Form der Aufzeichnung der Arbeitszeit ist, solange nachweisbar, unerheblich. Fiir die Auf-
zeichnungspflicht von geringfiigig Beschiftigten gelten die allgemeinen Regeln (vgl. dazu
Kapitel 3.5). Wichtig ist, dass Beginn, Dauer und Ende der Arbeitszeit erfasst werden. Die Hiufig-
keit und Lange der Pausen ist unerheblich. Laut Gesetz muss die Aufzeichnung spatestens bis
zum Ablauf des siebten auf den Tag der Arbeitsleistung folgenden Kalendertages erfolgen (also
eine Woche spiter). Die Aufzeichnungen sind mindestens zwei Jahre lang aufzubewahren.
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5.34

5.3.5

5.3.6

5.4
54.1

Viele Kleinunternehmer sind auf (studentische) Aushilfen angewiesen (z. B. Kioskbetreiber) -
gibt es hier Ausnahmen?
Nein, der Mindestlohn gilt auch fiir Studenten, die z.B. als Minijobber arbeiten.

Hat der Mindestlohn Auswirkungen auf die Geringfiigigkeitsgrenze? Miisste bei steigendem
Mindestlohn sonst die Arbeitszeit immer weiter reduziert werden?

Eine Anhebung der Geringfiigigkeitsgrenze von aktuell 450 Euro als Automatismus infolge des
Mindestlohns ist nicht vorgesehen. Mit dem Uberschreiten der Verdienstgrenze geht ein Status-
verlust einher, das heifit, es lige keine geringfiigige Beschaftigung mehr vor.

Mit steigendem Mindestlohn kann sich somit die im Rahmen einer geringfiigigen Beschiftigung
mogliche Arbeitszeit verringern. Erhilt ein Arbeitnehmer konstant 450 Euro im Monat, so be-
tragt die maximal zuldssige Arbeitszeit rechnerisch 52,9 Stunden im Monat.

Sonderfall des schwankenden Arbeitsentgelts: Bei unvorhersehbar schwankender Héhe des
Arbeitsentgelts und in den Fillen, in denen im Rahmen einer Dauerbeschéftigung saisonbedingt
vorhersehbar unterschiedliche Arbeitsentgelte erzielt werden, gelten wie bisher die allgemeinen
sozialrechtlichen Grundsitze fiir die Ermittlung der Geringfiigigkeit des Arbeitsverhéltnisses:

Es ist der regelmifige monatliche Betrag durch Schitzung bzw. durch eine Durchschnitts-
berechnung zu ermitteln. Bei neu eingestellten Arbeitnehmern kann bei der Schitzung von der
Verglitung eines vergleichbaren Arbeitnehmers ausgegangen werden. Im Rahmen der Schiatzung
ist es auch zuléssig, wenn Arbeitgeber bei ihrer Jahresprognose allein die Einhaltung der jahr-
lichen Geringfligigkeitsgrenze von 5.400 Euro unterstellen, ohne die Arbeitseinsitze und damit
die zu erwartenden Arbeitsentgelte fiir die einzelnen Monate im Vorfeld festzulegen. Die Tat-
sache, dass aufgrund des unvorhersehbaren Jahresverlaufs in einzelnen Monaten auch Arbeits-
entgelte oberhalb von 450 Euro erzielt werden, ist flir das Vorliegen einer geringfiigig entlohnten
Beschiftigung unschadlich, solange die jahrliche Entgeltgrenze von 5.400 Euro nicht tiber-
schritten wird.

Hinsichtlich der Einhaltung des Mindestlohngesetzes ist zu beachten, dass tatsichlich geleistete
Arbeitsstunden zum Filligkeitstermin nach § 2 Absatz 1 MiLoG zu vergiiten sind (zu Arbeits-
zeitkonten bzw. Minusstunden vgl. 3.3).

Miissen ,,Minijob-Vertrage*, die bislang keine Angaben zur Arbeitszeit enthalten, angepasst
und die Anzahl der Arbeitsstunden explizit aufgenommen werden?

Es muss nachgewiesen werden kénnen, dass der Mindestlohn fiir jede tatsachlich geleistete
Arbeitsstunde bezahlt wird. Aus der Grenze von 450 Euro ergibt sich bereits immanent eine
maximale Dauer der Arbeitsstunden pro Monat (52,9 Stunden), wobei in Fillen monatlich
schwankenden Arbeitsentgelts in bestimmten Fillen die unter 5.3.5 genannten Besonderheiten
gelten kénnen.

,Aufstocker”

Wie profitieren ,,Hartz-IV-Aufstocker” vom Mindestlohn?

Der Mindestlohn wird in einigen Fallen helfen, aus dem ergénzenden ALG-II-Bezug rauszu-
kommen. Aber ob jemand aufstocken muss oder nicht, hangt von vielen Dingen ab. Ganz be-
sonders von der Frage, ob jemand Teil- oder Vollzeit arbeitet und fiir wie viele Menschen er
damit aufkommen muss.
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5.5
5.5.1

5.6
5.6.1

Taxigewerbe

Wie wirkt sich der Mindestlohn in Branchen aus, die bisher deutlich weniger gezahlt haben -
z.B. bei Taxifahrern? Der Branchenverband befiirchtet bis zu 70.000 Arbeitsplatzverluste infolge
des Mindestlohns.

Der Mindestlohn treibt niemanden in den Ruin, der ein tragfihiges Geschiftsmodell hat. Uberall
dort, wo ein Unternehmen nur noch tiberlebt, weil es seine Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
schlecht bezahlt, wird dies mit dem Mindestlohn zukiinftig nicht mehr méglich sein. Dumping-
16hne als Geschaftsmodell sollen durch den Mindestlohn gerade verhindert werden. Das ist auch
im Interesse der Arbeitsplatzsicherheit bei den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern von Unter-
nehmen, die faire Lohne zahlen. Das Taxigewerbe ist jedoch ein Beispiel einer Branche, wo ange-
messene Lohne auch im Einzelfall zu hoheren Preisen fiihren konnen. Fiir die Gewihrleistung
auskommlicher Taxigebiihren sind die Stddte und Landkreise zustindig, die diese festlegen.
Dazu wurde und wird derzeit auf der kommunalen Ebene verhandelt.

Transportgewerbe

Gilt das Mindestlohngesetz auch fiir die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer ausliandischer
Unternehmen, die ihren Arbeitsort im Ausland haben und nur kurzzeitig in Deutschland
arbeiten, wie etwa Fahrer im Transit- oder Kabotageverkehr?

Das MiLoG findet auf alle Arbeitnehmer wihrend ihrer Beschiftigung im Inland Anwendung,
unabhingig davon, ob der Arbeitgeber seinen Sitz im In- oder Ausland hat (vgl. §§ 1 und

20 MiLoG). Daher findet der Mindestlohn nach dem MiLoG auch im Transportsektor fiir jede
Stunde, die der Arbeitnehmer in Deutschland beschiftigt ist, Anwendung.

Begrenzt auf den Bereich des reinen Transits werden Kontrollen durch die staatlichen Behérden
zur Uberpriifung des Mindestlohngesetzes fiir den Zeitraum bis zur Klirung der europarecht-
lichen Fragen zur Anwendung des Mindestlohngesetzes auf den Verkehrsbereich ausgesetzt.
Ordnungswidrigkeitenverfahren nach dem Mindestlohngesetz werden nicht eingeleitet. Sollten
Verfahren eventuell bereits eingeleitet worden sein, werden diese eingestellt. Solange die europa-
rechtlichen Fragen zur Anwendung des Mindestlohngesetzes auf den Verkehrsbereich gepriift
werden, sind Meldungen bzw. Einsatzplanungen fiir den reinen Transitbereich sowie Aufzeich-
nungen auf der Grundlage des Mindestlohngesetzes bzw. der entsprechenden Verordnungen
nicht abzugeben bzw. zu erstellen.

Diese Aussetzung gilt jedoch nicht fiir den Bereich der sogenannten Kabotagebeférderung und
nicht fiir den grenziiberschreitenden Strafienverkehr mit Be- oder Entladung in Deutschland.
Diese Ubergangslésung gilt so lange, bis die europarechtlichen Fragen bezogen auf die Anwen-
dung des Mindestlohns im Transitbereich geklart sind.

Gemaf! § 16 MiLoG sind in bestimmten Branchen Arbeitgeber mit Sitz im Ausland, die einen
oder mehrere Arbeitnehmer in Deutschland beschiftigen, verpflichtet, vor Beginn jeder Werk-
oder Dienstleistung eine schriftliche Anmeldung in deutscher Sprache vorzulegen. Zu den
Branchen, in denen eine solche Meldepflicht gilt, zihlen unter anderem das Speditions-, Trans-
port- und damit verbundene Logistikgewerbe.
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5.6.2 Wie muss der Arbeitgeber im Transit- oder Kabotageverkehr seinen Aufzeichnungs- und
Dokumentationspflichten nachkommen?
Das Bundesministerium der Finanzen hat eine Verordnung erlassen, die fiir bestimmte Arbeit-
nehmergruppen die Meldepflichten modifiziert (vgl. Mindestlohnmeldeverordnung, verkiindet
im BGBI. I vom 4. Dezember 2014, Ausgabe 55). Die Verordnung erleichtert die Meldepflichten
flr Arbeitgeber mit Sitz im Ausland fiir mehrere Fallkonstellationen, darunter insbesondere aus-
schlieRlich mobile Titigkeiten. § 2 Absatz 4 der Mindestlohnmeldeverordnung bestimmt, dass
eine ausschlieflich mobile Titigkeit insbesondere beim Giitertransport und der Personenbe-
forderung vorliegt. Arbeitgeber mit Sitz im Ausland, die Arbeitnehmer in einer ausschlieflich
mobilen Titigkeit beschaftigen, sind verpflichtet, eine Einsatzplanung vorzulegen, die einen
Zeitraum von bis zu sechs Monaten umfassen kann. Des Weiteren erleichtert — bzw. im Falle
von ausschlieRlich mobilen Titigkeiten beseitigt - § 3 der Verordnung die Pflicht, Abweichungen
von der Einsatzplanung zu melden.

Meldungen nach § 16 MiLoG bzw. der Mindestlohnmeldeverordnung miissen gegeniiber der
Bundesfinanzdirektion West abgegeben werden. Informationen zum Meldeverfahren und die
zu verwendenden Meldeformulare finden sich auf den Internetseiten der Zollverwaltung. Diese
Informationen sollen in ndherer Zukunft auch in englischer und franzésischer Sprache zur
Verfiigung gestellt werden.

Im Hinblick auf die Pflicht, den Beginn, das Ende und die Dauer der tiglichen Arbeitszeit auf-
zuzeichnen, die ebenfalls unter anderem im Speditions-, Transport- und damit verbundenen
Logistikgewerbe gilt (§ 17 MiLoG), hat das Bundesministerium der Finanzen eine Verordnung
erlassen, die die Aufzeichnungspflichten fiir bestimmte Gruppen mobiler Arbeitnehmer erleich-
tert (vgl. Mindestlohnaufzeichnungsverordnung, verkiindet im BGBI. I vom 4. Dezember 2014,
Ausgabe 55). Diese Verordnung findet aber nur auf solche mobilen Arbeitnehmer Anwendung,
die keinen Vorgaben zur konkreten tiglichen Arbeitszeit unterliegen und sich ihre tigliche
Arbeitszeit eigenverantwortlich einteilen.

Des Weiteren hat das BMAS eine Verordnung nach § 17 Absatz 3 MiLoG erlassen, die eine
Ausnahme von der Arbeitszeitaufzeichnungspflicht fiir Arbeitnehmer vorsieht, die ein regel-
mafliges Monatsentgelt von tiber 2.958 Euro brutto erhalten und fiir die der Arbeitgeber seine
nach § 16 Absatz 2 des Arbeitszeitgesetzes bestehenden Verpflichtungen zur Aufzeichnung der
Arbeitszeit und zur Aufbewahrung dieser Aufzeichnungen tatsichlich erfillt. Diese Verordnung
wurde am 29. Dezember 2014 im BAnz. veroffentlicht und ist am 1. Januar 2015 in Kraft getreten.

5.6.3 Im Speditionsgeschift, aber auch bei den Taxifahrern und in anderen Bereichen hangt viel
von der korrekten Aufzeichnung der Arbeitszeit der Fahrer ab. Wer kontrolliert, dass da nicht
gemauschelt wird?
Das MiLoG enthilt gesetzliche Aufzeichnungs- und Dokumentationspflichten (§ 17 MiLoG) fiir
zahlreiche Branchen und fiir geringfligig Beschéftigte hinsichtlich der tatsédchlich geleisteten
Arbeitszeiten, deren Einhaltung von den Behérden der Zollverwaltung (FKS) kontrolliert wird.
Auch das Personenbeférderungsgewerbe und das Speditions-, Transport- und damit verbundene
Logistikgewerbe sind erfasst. VerstofRe gegen die Pflichten konnen mit Geldbufien geahndet
werden. Die Nichtzahlung des Mindestlohns durch den Arbeitgeber ist bufigeldbewehrt. Auf-
zeichnungspflichten werden heute schon von den zustidndigen Stellen kontrolliert; das wird
auch in Zukunft so sein.
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5.7
5.7.1

5.8

5.8.1

5.8.2

5.9
5.9.1

5.10
5.10.1

Haushaltshilfen

Haushaltshilfen wohnen z.B. im Seniorenhaushalt und bekommen einen Monatslohn -
wie erfolgt die Berechnung/Einhaltung des Mindestlohns?

Der Mindestlohn ist fiir jede geleistete Arbeitsstunde zu zahlen. Es gelten die allgemeinen
Grundsatze zur Berechnung und den Nachweisen.

Gastronomie

In der Gastronomie erhalten die versicherungspflichtigen Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer einen vereinbarten Bruttolohn. Zusatzlich wird hierauf ein von Sozialtragern errechnetes
Kostgeld aufgeschlagen, versteuert und anschlieBend wieder vom Nettolohn abgezogen. Die
Minijobber erhalten einen fest vereinbarten Stundenlohn. Dieser wird mit den tatsachlich
geleisteten Arbeitsstunden monatlich ausgezahlt, jedoch ohne zusitzliche Kostgeldverrech-
nung. Daraus ergibt sich die nachfolgende Frage: Wie wird das Kostgeld fiir beide Personen-
gruppen beim gesetzlichen Mindestlohn beriicksichtigt?

Der gesetzliche Mindestlohn ist als Bruttostundenlohn konzipiert. Sonstige Leistungen des
Arbeitgebers, die mit der eigentlichen Arbeitsleistung in keinem Zusammenhang stehen,
sondern nur anlisslich der Arbeit gewahrt werden, sind auf den Mindestlohn grundsitzlich
nicht anzurechnen (vgl. die anrechenbaren Leistungen im Kapitel 3.2 und die Informationen
zu Kost und Logis im Kapitel 3.2.9).

Kénnen Trinkgelder auf den Mindestlohn angerechnet werden?

Nein. Trinkgelder sind kein Arbeitsentgelt, das der Arbeitgeber den Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmern fiir ihre Arbeitsleistung gewahrt, sondern Zuwendungen Dritter an den Arbeit-
nehmer fir einen besonderen Service. Sie stehen nach der Rechtsprechung der einzelnen
Arbeitnehmerin bzw. dem einzelnen Arbeitnehmer (gegebenenfalls auch der jeweiligen Gruppe
von Arbeitnehmern) zu und kénnen daher nicht zur Anrechnung gebracht werden.

Saisonarbeitnehmerinnen und -arbeitnehmer

Erhalten auch Saisonarbeiterinnen und -arbeiter den Mindestlohn?

Der gesetzliche Mindestlohn von 8,50 Euro gilt ab dem 1. Januar 2015 auch fiir Saisonarbeits-
kréfte. Um die Einfihrung des Mindestlohns zu erleichtern, wird die bereits vorhandene
Moglichkeit der kurzfristigen sozialabgabenfreien Beschiftigung von 50 auf 70 Tage ausgedehnt.
Diese Regelung wird auf vier Jahre befristet. Sie beeinflusst die Hohe des Mindestlohns nicht.
Fiir die Anrechnung bei Kost und Logis gelten Sonderreglungen vgl. dazu 3.2.9.

Zeitungszusteller

Welche Regel gilt fiir Zeitungszustellerinnen und -zusteller?

Um auch dieser Branche die Einfiihrung des Mindestlohns zu erleichtern, sieht das MiLoG eine
stufenweise Einfiihrung fiir Zeitungszustellerinnen und -zusteller vor. Ab dem 1. Januar 2015
erhalten sie mindestens 75 Prozent, ab dem 1. Januar 2016 mindestens 85 Prozent des geltenden
Mindestlohns. Ab dem 1. Januar bis zum 31. Dezember 2017 sind es 8,50 Euro, ab dem

1. Januar 2018 bekommen sie dann den von der Mindestlohnkommission beschlossenen
Mindestlohn ohne Einschrankung.
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5.10.2

5.11
5.11.1

5.11.2

Gilt die Ausnahme des § 24 Absatz 2 MiLoG auch fiir solche Zusteller, die zusatzlich zu den
Zeitungen auch Prospekte verteilen?

Nach § 24 Absatz 2 Satz 2 MiLoG sind Zeitungszustellerinnen und -zusteller Personen, die in
einem Arbeitsverhéltnis ausschliefilich periodische Zeitungen oder Zeitschriften an Endkunden
zustellen; dies umfasst auch Zustellerinnen und Zusteller von Anzeigenblattern mit redaktio-
nellem Inhalt. Bei der Frage der Ausschlieflichkeit kommt es darauf an, dass es sich um eine
Zeitung im Sinne eines Presseproduktes handelt. Darunter fallen auch Beilagen und Einlagen,
wenn sie ein Teil des Presseproduktes sind. Wann dies der Fall ist, ist eine Frage des Einzelfalls.
Indizien dafiir, dass Beilagen Teil des Presseproduktes sind, konnen sich beispielsweise aus der
Gestaltung des Presseproduktes (z.B. Aufnahme der Beilagen in das Verzeichnis der Beilagen
etc.) selbst ergeben. Die Art der Verbindung mit dem Presseprodukt ist hingehen unerheblich.
Prospekte konnen daher beispielsweise nach dann teil des Presseprodukts sein, wenn sie, statt in
das Anzeigenblatt eingelegt, nur oben aufgelegt sind.

Sportvereine

Gilt der Mindestlohn auch in Sportvereinen?

Anspruch auf den gesetzlichen Mindestlohn haben seit dem 1. Januar 2015 auch die in Sport-
vereinen tiatigen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer. Wer Arbeitnehmer ist, bestimmt sich
nach den allgemeinen Grundsitzen. Die Vergiitung in Sportvereinen von ehrenamtlich Tatigen
regelt das Mindestlohngesetz dagegen nicht. Die Koalitionsfraktionen haben im Rahmen des
Gesetzgebungsverfahrens bekundet, dass ehrenamtliche Ubungsleiter und andere ehrenamtlich
tatige Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in Sportvereinen nicht unter das Mindestlohngesetz
fallen, soweit die Tatigkeit nicht von der Erwartung einer addquaten finanziellen Gegenleistung,
sondern dem Willen geprégt sei, sich fiir das Gemeinwohl einzusetzen.

Was gilt, wenn neben dem Ehrenamt noch ein Minijob ausgeiibt wird?

Werden Tatigkeiten im Rahmen einer geringfiigigen Beschéftigung als sogenannte Minijobs
durchgefiihrt, ist anzunehmen, dass es sich um ein Arbeitsverhiltnis handelt und diese unter
das Mindestlohngesetz fallen. Dies schlief}t ein dariiberhinausgehendes ehrenamtliches Engage-
ment neben der geringfiigigen Beschiftigung nicht zwangslaufig aus. Es muss sich jedoch aus
dem Arbeitsvertrag ergeben, welche Leistungen im welchen Umfang Bestandteil der des Mini-
jobs sind. Eine dariiberhinausgehende ehrenamtliche Tatigkeit sollte von der Art und vom Inhalt
deutlich zum Minijob abgrenzbar sein (andernfalls besteht der Verdacht einer Umgehung des
Mindestlohns).

Beispiel Ehrenamt und Minijob:

Ein Ubungsleiter betreut im Verein abends eine Jugendmannschaft. Daneben reinigt er - mit ent-
sprechendem Arbeitsvertrag auf Minijob-Basis — die Raumlichkeiten desselben Vereins. Sind beide
Tatigkeiten nebeneinander moglich? Wo gilt der Mindestlohn?

Ein Nebeneinander von Ehrenamt und Minijob ist moglich, solange die vertraglich definierten Tatig-
keiten des Minijobs mit entsprechender Stundenzahl von den tibrigen Tatigkeiten abgegrenzt werden

koénnen. Im Beispielsfall gilt der Mindestlohn daher nur fiir die vertraglich auf Minijobbasis verein-

barten Reinigungsarbeiten. Fiir das ehrenamtliche Engagement, fiir die beispielsweise eine Aufwands-

entschiadigung oder eine Ubungsleiterpauschale bezahlt werden kann, gilt der Mindestlohn nicht;

hier ist weder eine Zeiterfassung noch eine maximale Stundenzahl zu beachten.
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Beispiel Ubungsleiterpauschale und Minijob:

Ein Ubungsleiter erhilt pauschal 650 Euro monatlich in einem Sportverein fiir seine Titigkeiten,
wozu neben der Anleitung und Betreuung von Sportlern auch die Materialpflege sowie Kontrolle der
Trainingsstitten fillt. Dieser Betrag setzt sich aus 200 Euro Ubungsleiterpauschale und einen Minijob
in Hohe von 450 Euro zusammen. Einen Arbeitsvertrag, der zwischen den Tatigkeiten differenziert,
gibt es nicht. Fiir was gilt der Mindestlohn?

Auch hier gilt: Ein Minijob neben der ehrenamtlichen Tatigkeit ist moglich. Allerdings muss der Inhalt
und Umfang der Beschiftigung als Minijobber klar voneinander abgrenzbar sein. Eine bisher - in der
Praxis ibliche - einheitliche Handhabung von Ehrenamt und Minijob kann daher nicht ohne Weiteres
fortgesetzt werden. Liegt ein Arbeitsverhiltnis in Form eines Minijobs vor, sollte klar definiert sein,
was der Inhalt des Arbeitsverhiltnisses ist. Dartiber hinaus gehende ehrenamtliche Tatigkeiten kdnnen
jedoch durch eine Aufwandsentschidigung bzw. die Ubungsleiterpauschale abgegolten werden.

5.11.3 Was gilt fiir Vertragsamateure?
Viele Vertragsspieler (auch ,Vertragssportler” oder ,Vertragsamateure“ genannt) werden derzeit
von ihren Vereinen iber das Mitgliedschaftsverhiltnis hinaus vertraglich gebunden und als
Minijobber angemeldet. Sie erhalten fiir ihre Tétigkeit eine geringe Vergiitung, die sich i.d.R.
zwischen 200 und 450 Euro bewegt. Die DFB-Spielordnung schreibt fiir die Vertragsspieler in § 8
Ziffer 2 eine Mindestverglitung von 250 Euro monatlich (einschlief3lich geldwerter Vorteile) vor.

Das BMAS und DOSB/DFB haben im Rahmen der Auslegung unter Beriicksichtigung der Be-
schlussempfehlung des Bundestagsauschusses fiir Arbeit und Soziales sowie der Vorschrift des §
22 Absatz 3 MiLoG festgestellt, dass Vertragsamateure typischerweise nicht in einem Arbeitsver-
hiltnis titig werden und damit auch nicht in den Anwendungsbereich des Mindestlohngesetzes
fallen. Entscheidend dafiir ist, dass die sportliche Betdtigung und nicht die finanzielle Gegen-
leistung im Vordergrund steht. Steht die sportliche Betédtigung im Vordergrund des Vertrags-
verhiltnisses, ist daher trotz Anmeldung iiber einen Minijob nicht von einem Arbeitnehmerver-
héltnis auszugehen.

Ein Automatismus, wonach die Anmeldung bei der Minijobzentrale gleichzeitig ein Arbeits-
verhiltnis im Sinne des Mindestlohngesetzes bedeutet, besteht im Bereich der Vertragsamateure
also nicht.

Soweit Vertragsamateure hiernach keine Arbeitnehmer sind, finden auch die Dokumentations-
pflichten des Gesetzes keine Anwendung.

Fiir Vertragsspieler mit Vergiitungen oberhalb der Minijob-Grenze ist maf3geblich, ob es dem
Spieler in erster Linie um die sportliche Betétigung oder die finanzielle Gegenleistung geht.
Es gilt hier: je hoher die gezahlte Vergiitung, desto eher ist von einer Erwerbstitigkeit auszu-
gehen.

Ergibt diese Einzelfallpriifung, dass der Spieler unter das Mindestlohngesetz fillt, ist der

Mindestlohn zu zahlen. Mindestlohnrechtliche Aufzeichnungspflichten bestehen fiir Sport-
vereine bei Arbeitnehmern mit Entgelten oberhalb der Minijobgrenze nicht.
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5.11.4 Was gilt fiir Ubungsleiter/Trainer?
DOSB/DFB und BMAS sind tibereinstimmend der Auffassung, dass es sich bei diesem Personen-
kreis weit {iberwiegend um Ehrenamtliche handelt, sodass das Mindestlohngesetz keine Anwen-
dung findet. Wer ehrenamtlich titig ist, ist kein Arbeitnehmer. Ehrenamtlich tétig ist derjenige,
der unentgeltlich bzw. gegen den Ersatz von Aufwendungen titig wird. Von einer unentgelt-
lichen Tatigkeit ist innerhalb der aus dem Steuerrecht anerkannten Ubungsleiterpauschale von
2.400 Euro im Jahr bzw. bei Ersatz von nachweislich entstandenen konkreten Aufwendungen
(wie z.B. Fahrtkosten, Kauf von Trainingsmitteln) auszugehen.

Daraus folgt:

- Ubungsleiter, die bis zu 2.400 Euro/Jahr im Wege der steuerrechtlich anerkannten Ubungs-
leiterpauschale erhalten, sind keine Arbeitnehmer, sodass das Mindestlohngesetz keine
Anwendung findet. In diesem Fall sollten sie nicht als Minijobber angemeldet sein oder
werden.

« Auch wer als Ubungsleiter mehr als die steuerfreie Ubungsleiterpauschale erhilt, ist nicht
automatisch Arbeitnehmer. Allerdings muss dann in jedem Einzelfall gepriift werden, ob es
sich um weisungsabhingige Arbeitnehmer handelt, auf die das Mindestlohngesetz Anwendung
findet oder nicht. Von einer Arbeitnehmereigenschaft ist jedoch nicht bereits durch die Vor-
gabe von Zeit und Ort der Tatigkeit, also Trainingstage und Trainingsprogramm, auszugehen.
Entscheidend ist, wie intensiv der Beschéftigte in den Betrieb eingebunden ist, in welchem
Umfang er den Unterrichtsinhalt, die Art und Weise der Unterrichtserteilung, die Arbeitszeit
und die sonstigen Umstinde der Dienstleistung mitgestalten und inwieweit er zu Neben-
arbeiten herangezogen werden kann.

- Wenn die Priifung ergibt, dass es sich nicht um Arbeitnehmer handelt, muss auch kein Min-
destlohn gezahlt werden. Dann sollten sie auch nicht als Minijobber angemeldet sein oder
werden.

- Wenn die Priifung ergibt, dass es sich um Arbeitnehmer handelt, findet das Mindestlohngesetz
ohne Einschrinkung Anwendung.

Grundsitzlich schlief3t eine Arbeitnehmertatigkeit ein dartiberhinausgehendes ehrenamtliches
Engagement neben der geringfiigigen Beschiftigung nicht aus. Es muss sich jedoch aus der
Vertragsgestaltung ergeben, welche Leistungen im welchen Umfang Bestandteil der arbeits-
vertraglichen Beziehung sind. Eine dariiberhinausgehende ehrenamtliche Tétigkeit muss hier-
von nach Art und Inhalt deutlich abgrenzbar sein.
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6.1

6.2

6.3

6.4

6.5

Hotline 030/602800 28

Wann wird die Informationsstelle mit Hotline (wie auf den Internetseiten des BMAS angegeben)
eingerichtet und in wessen Zustindigkeitsbereich fallt diese?

Die Mindestlohnhotline hat am 23. Oktober 2014 ihre Arbeit aufgenommen. Die Hotline fallt
als Teil der Informationsstelle organisatorisch grundsatzlich in den Zustidndigkeitsbereich der
Mindestlohnkommission (§ 12 Absétze 1 und 3 MiLoG). Dafiir, wie das MiLoG - soweit im
Rahmen einer allgemeinen Biirgerinformation zulissig - ausgelegt wird, ist allerdings die
Bundesregierung/das BMAS zustandig.

Solange die Mindestlohnkommission noch nicht berufen ist und es keine funktionsfahige
Geschifts- und Informationsstelle nach § 12 MiLoG gibt, ist die Hotline inklusive eigener
Telefonnummer ibergangsweise beim BMAS-Biirgertelefon angesiedelt. Wo die Hotline nach
Aufnahme der Tétigkeit der Geschiftsstelle angesiedelt sein wird, liegt in der Zustédndigkeit
der Mindestlohnkommission.

Welchen Service bietet die Mindestlohnhotline an?

Die Hotline informiert tiber das MiLoG und die mit ihm verbundenen Verpflichtungen zur
Dokumentation und Meldung von Arbeitsverhiltnissen. Sie beantwortet konkrete Fragen in all-
gemeiner Form, ohne dabei jedoch Rechtsberatung leisten zu kénnen. Bei Verstof3en vermittelt
sie gegebenenfalls an die zustdndigen Zollbeh6rden weiter.

Konnen hier auch VerstoRe gemeldet bzw. Beschwerden oder Strafanzeigen aufgegeben
werden?

Die Hotline nimmt auch Beschwerden sowie die Meldung von Verst6fien entgegen und wertet
diese fiir die Mindestlohnkommission aus. Die Hotline informiert auch dartber, dass Betroffene
ihren Mindestlohn selbst vor einem Arbeitsgericht einklagen miissen. Daneben kann aber auch
die Anzeige eines Verstofies gegen den Mindestlohn das Anliegen eines Anrufers sein. Zustindig
flr die Verfolgung von Rechtsverst6fien sind die Behorden der Zollverwaltung (FKS).

Was passiert, wenn beim Zoll VerstoRe gemeldet werden? Wer priift und entscheidet,

ob die FKS rausgeschickt wird?

Fir die Priifung der Zahlung des Mindestlohns sowie fiir die Ahndung von Mindestlohnver-
stoRRen sind die Behorden der Zollverwaltung (FKS) zustindig. Hinweise zu méglichen Mindest-
lohnverst6f3en werden von dem zustidndigen Hauptzollamt entgegengenommen, das auch da-
riber befindet, ob eine Priifung erfolgt. Die FKS ist hingegen nicht fiir die Realisierung eigener
Lohnanspriiche zustindig. Diese sind unabhingig von dem Mindestlohnverstofd durch Klage vor
den Arbeitsgerichten durchzusetzen.

Von wann bis wann ist die Hotline 030/6028 00 28 besetzt?

Die Hotline ist von Montag bis Donnerstag von 8 bis 20 Uhr unter der Rufnummer
030/6028 0028 erreichbar.

Zusitzlich bietet das BMAS den Gehorlosen/Hoérgeschadigten-Service an.

Auch hier werden alle Fragen zum Mindestlohn beantwortet:
info.gehoerlos@bmas.bund.de

Fax: 030/221911017

Gebirdentelefon: gebaerdentelefon@sip.bmas.buergerservice-bund.de
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6.6

Wie sind die Hotline-Mitarbeiter geschult? (LK4)

Bereits in der Vergangenheit wurden die Hotline-Mitarbeiter allgemein zu arbeitsrechtlichen
Fragen und zu Fragen der Branchenmindestléhne nach dem AEntG geschult. Nach Inkrafttreten
des MiLoG wurden sie auch dazu geschult.
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7.1

7.2

7.3

Mindestlohnkommission

Wo ist die Kommission angesiedelt?
Die unabhingige Mindestlohnkommission ist bei der Bundesanstalt fiir Arbeitsschutz und
Arbeitsmedizin (BAuA) in Berlin angesiedelt.

Was macht die Kommission eigentlich genau?

Die Kommission wird, zum ersten Mal im Juni 2016, alle zwei Jahre tiber eine Anpassung des
Mindestlohns entscheiden. Die Mindestlohnkommission priift im Rahmen einer Gesamtab-
wagung, welche Hohe des Mindestlohns dazu geeignet ist, zu einem angemessenen Mindestschutz
der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer beizutragen, faire und funktionierende Wettbewerbs-
bedingungen zu ermoglichen sowie Beschiftigung nicht zu gefdhrden. Die Mindestlohnkom-
mission orientiert sich bei der Festsetzung des Mindestlohns nachlaufend an der Tarifentwicklung.

Wer ist Mitglied der Mindestlohnkommission und wann wird die Kommission ihre Arbeit
aufnehmen?

Die Kommission setzt sich aus einem Vorsitzenden sowie sechs stimmberechtigten und zwei
beratenden Mitgliedern (Wissenschaftler) zusammen. Der Vorsitzende wird auf gemeinsamen
Vorschlag der Spitzenorganisationen von Arbeitnehmern und Arbeitgebern durch die Bundes-
regierung berufen. Die beiden Spitzenorganisationen schlagen auflerdem jeweils drei stimm-
berechtigte Mitglieder und ein beratendes Mitglied vor. Auch diese Mitglieder werden durch
die Bundesregierung berufen.

Die Bundesregierung hat am 17. Dezember 2014 erstmals die Mitglieder der Mindestlohn-
kommission fiir die nidchsten fiinf Jahre berufen:

Als Vorsitzender der Mindestlohnkommission wurde auf der Grundlage eines gemeinsamen
Vorschlages von BDA und DGB
 Herr Jan Zilius, ernannt.

Stimmberechtigte stindige Mitglieder der Mindestlohnkommission auf Arbeitgeberseite sind
« der Hauptgeschiftsfithrer der BDA, Herr Dr. Reinhard Gohner,
« die Hauptgeschiftsfiihrerin der Arbeitgebervereinigung Nahrung und Genuss und des
Bundesverbandes der Systemgastronomie, Frau Valerie Holsboer,
- und der Geschaftsfithrer des Zentralverbandes des Deutschen Handwerks,
Herr Karl-Sebastian Schulte.

Stimmberechtigte stindige Mitglieder der Mindestlohnkommission auf Arbeitnehmerseite sind
« der Chef der Industriegewerkschaft Bauen-Agrar-Umwelt, Herr Robert Feiger,

- das Vorstandsmitglied des DGB, Herr Stefan Korzell,

- und die Vorsitzende der Gewerkschaft Nahrung-Genuss-Gaststiatten, Frau Michaela Rosenberger.

Beratende Mitglieder aus Kreisen der Wissenschaft sind

- die stellvertretende geschiftsfiihrende Direktorin des Instituts Arbeit und Qualifikation, Frau
Dr. Claudia Weinkopf, fiir die Arbeitnehmerseite

- und der Prasident des Zentrums fiir Europaische Wirtschaftsforschung, Herr Prof. Clemens
Fuest, fur die Arbeitgeberseite.

Eine erste Kommissionssitzung wird Anfang 2015 stattfinden.
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7.4

7.5

7.6

7.7

7.8

7.9

Wer entscheidet, wenn es keine Mehrheit gibt?

Die Kommission ist beschlussfahig, wenn mindestens die Halfte ihrer stimmberechtigten Mit-
glieder anwesend ist, also drei oder mehr. Die beiden beratenden Mitglieder sind nicht stimm-
berechtigt. Die Beschliisse der Kommission werden mit einfacher Mehrheit der anwesenden
stimmberechtigten Mitglieder gefasst. Der Vorsitzende hat sich zuerst der Stimme zu enthalten.
Kommt keine Stimmenmehrheit zustande, macht der Vorsitzende einen Vermittlungsvorschlag.
Kommt nach der Beratung tiber einen Vermittlungsvorschlag wiederum keine Stimmenmehr-
heit zustande, Ubt der Vorsitzende sein Stimmrecht aus und entscheidet damit.

Ist die Kommission autonom in ihren Entscheidungen?
Die Kommission ist nur an die Vorgaben des Gesetzes gebunden. Ansonsten ist sie in ihren
Entscheidungen autonom.

Wie lauft der Prozess der Neufestsetzung des Mindestlohns ab?

Die Bundesregierung kann die von der Kommission vorgeschlagene Anpassung durch eine
Rechtsverordnung fir alle verbindlich machen. Die erste Anpassung auf Grundlage einer
Kommissionsentscheidung ist zum 1. Januar 2017 méglich.

Wann wird der Mindestlohn das erste Mal erh6ht?

Dies entscheidet die Kommission. Erstmals besteht mit Wirkung zum 1. Januar 2017 die
Moglichkeit, den Mindestlohn zu erhéhen. Ob die Kommission von dieser Moglichkeit Gebrauch
macht, hingt von der wirtschaftlichen Entwicklung ab, die von der Kommission berticksichtigt
werden muss.

Wie viel Personal ist fiir die Arbeit der Kommission erforderlich

(neben den Kommissionsmitgliedern)?

Die Kommission wird bei ihrer Arbeit von einer Geschéftsstelle untersttitzt.
Dort werden voraussichtlich etwa acht Personen titig sein.

Welche Kosten entstehen dem Bundeshaushalt durch die Schaffung der
Mindestlohnkommission?

Im Jahr 2015 werden etwa 1,6 Millionen Euro zur Verfiigung stehen, um die Geschiftsstelle und
die notwendige Forschung der Kommission zu finanzieren.

46



	Das Mindestlohngesetz im Detail
	Fragen zum gesetzlichen Mindestlohn
	1 Grundsätzliches: Ziele und Funktionsweise des Mindestlohns
	1.1 Warum wurde der allgemeine gesetzliche Mindestlohn eingeführt?
	1.2 Wie viele Menschen profitieren vom Mindestlohn?
	1.3 Wie hoch wird der Mindestlohn sein?
	1.4 Wer entscheidet über eine Anpassung des Mindestlohns?
	1.5 Gibt es auch in anderen EU-Staaten einen gesetzlichen Mindestlohn?
	1.6 Wie wirkt sich der Mindestlohn finanziell auf Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, Arbeitgeber und die öffentlichen Finanzen aus?
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	3.1.4 Ist es zulässig, die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in gleichen Monatsraten zu vergüten, wenn dabei der Stundenlohn – auf das ganze Jahr gerechnet – dem Mindestlohn entspricht (verstetigtes Monatseinkommen), oder muss jeweils monatsweise exakt abgerechnet werden?
	3.1.5 Wie wird der verstetigte Arbeitsentgeltanspruch berechnet?
	3.1.6 Sind Überstunden mit dem verstetigten Arbeitsentgelt bereits abgegolten?
	3.1.7 Sind Bereitschaftsdienstzeiten mit dem Mindestlohn zu vergüten?
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